Allgemeine Geschaftsbhedingungen
der Gemeinde Holzhausen (AGB 2006)

(Beschluss des Gemeinderates der Gemeinde Holzhausen v. 29. Juni 2006)

Praambel

In den Allgemeinen Geschaftsbedingungen (AGB 2006) finden sich einerseits Bestimmun-
gen Uber die den Bieter treffenden Pflichten bei der Angebotserstellung und -abgabe, etc.
(Teil 1.); andererseits ist in den Allgemeinen Geschaftsbedingungen die gesamte Auftrags-
abwicklung ab der Zuschlagserteilung sowie die Leistungsstorungen und das Schadener-

satzrecht (Teile Il. und lll.) normiert.

In der Anlage sind die fur die Anwendung der AGB 2006 wesentlichen Begriffsbestimmun-

gen enthalten.

Materiell-rechtlich wurden die AGB 2003 an das ab 1.2.2006 geltende Bundesvergabege-
setz 2006 angepasst (nunmehr: AGB 2006).

Auf Grund der Lange des Textes wurden die Begriffe Auftragnehmer und Bieter analog
dem Bundesvergabegesetz 2006 in mannlicher Form verwendet, weil damit primar Unter-
nehmen (Rechtstrager nach § 2 Z. 36 Bundesvergabegesetz) angesprochen werden. Die-

se Vorgangsweise wurde zur besseren Lesbarkeit und Verstandlichkeit gewahlt.
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Das Angebot

1. Allgemeines zum Angebot:

1.1.

1.2.

1.3.

1.4.

1.5.

1.6.

Der Bieter hat sich bei der Erstellung des Angebotes an die gesamten Ausschrei-
bungsunterlagen der Auftraggeberin, an diese Allgemeinen Geschaftsbedingungen
sowie allenfalls an vorhandene Besondere Geschaftsbedingungen zu halten und

diese Vertragsgrundlagen bei der Kalkulation zu berucksichtigen.

Die Ausschreibungsunterlagen einschliel3lich des Leistungsverzeichnisses durfen

weder geandert noch erganzt werden.

Der Bieter hat das Angebot vollstandig und frei von Zahlen- und Rechenfehlern ab-
zugeben. Das Angebot ist mit samtlichen dazugehdrigen Unterlagen (zB. Prifzerti-

fikate) in deutscher Sprache und in EURO zu erstellen.

Der Bieter hat lose Bestandteile des Angebotes, bei elektronisch abgegebenen An-
geboten gesonderte Datensatze, mit seinem Namen bzw. mit einer sicheren elekt-
ronischen Signatur zu versehen, als zum Angebot gehérend zu kennzeichnen und

mit diesem abzugeben.

Schriftliche Angebote sind so auszufertigen, dass Veranderungen (wie ein Verwi-
schen oder Entfernen der Schrift oder des Druckes) bemerkbar oder nachweisbar
sind.

Korrekturen des Bieters im Angebot konnen nur vor der Angebotsabgabe erfolgen.
Sie mussen eindeutig und klar sein und so durchgefuhrt werden, dass zweifelsfrei
feststeht, dass die Korrektur vor der Angebotsabgabe erfolgt ist. Sie missen vom
Bieter unter Angabe des Datums durch rechtsgultige Unterschrift bzw. eine sichere

elektronische Signatur nach § 2 Z. 3 Signaturgesetz bestatigt werden.

Auf eine allfallige Vergabe in Teilleistungen wird im Leistungsverzeichnis gesondert
hingewiesen. Ein nach der Ausschreibung unzulassiges Teilangebot ist mit einem

unbehebbaren Mangel behaftet.



1.7.
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Der Bieter / Auftragnehmer erteilt seine ausdruckliche Einwilligung, dass bei der

Auftraggeberin seine personen- und firmenbezogenen Daten Uber EDV gespeichert

und verarbeitet werden dirfen.

2. Erfordernisse des Angebotes:

Das Angebot muss mindestens beinhalten:

2.1.

2.2.

2.3.

Name und Geschaftssitz

Der Bieter hat seinen Namen (Firma, Geschaftsbezeichnung) und seinen Ge-

schaftssitz mit Anschrift der zum Empfang der Post berechtigten Stelle anzugeben.

Wenn eine elektronische Adresse vorhanden ist, ist auch diese anzufuhren.

Vertretung des Bieters / Auftragnehmers

Beabsichtigt ein Bieter / Auftragnehmer bei der Abwicklung des Vertrages gegen-

uber der Auftraggeberin nicht personlich zu handeln, hat er der Auftraggeberin ei-

nen bevolimachtigten Vertreter flr die Dauer der Auftragsabwicklung unter Angabe

der Art und des Umfanges seiner Vollimacht bekannt zu geben.

Angaben uber allfallige Arbeitsgemeinschaften oder Bietergemeinschaften

2.3.1.

2.3.2.

Sofern in der Ausschreibung die Bildung von Bietergemeinschaften als zu-
lassig erklart wurde, ist bei Bietergemeinschaften zu erklaren, dass sie im
Auftragsfall die Leistung als Arbeitsgemeinschaft erbringen und der An-
sprechpartner, der die Federflihrung innehat, einschliel3lich seiner Zustell-
adresse und elektronischer Adresse jener Stelle, die zum Empfang der Post
berechtigt ist, ist bekannt zu geben. Im Auftragsfall schulden Bietergemein-
schaften als Arbeitsgemeinschaften der Auftraggeberin die solidarische

Leistungserbringung.

Sofern in der Ausschreibung die Bildung von Arbeitsgemeinschaften als zu-
lassig erklart wurde, ist bei Arbeitsgemeinschaften ein zum Abschluss und

zur Abwicklung des Vergabeverfahrens und des Vertrages bevollmachtigter
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2.4.

2.5.
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Ansprechpartner unter Angabe seiner Zustelladresse und elektronischer
Adresse jener Stelle, die zum Empfang der Post berechtigt ist, zu nennen
und es ist zu erklaren, dass sich die Bieter zur vertragsmafigen Erbringung
der Leistung (und fir sonstige Verbindlichkeiten aus dem Leistungsvertrag)
solidarisch verpflichten. Allfallige Anderungen in der Person des fiir die Ar-
beitsgemeinschaft Handlungsberechtigten sowie des Umfanges der Voll-
macht sind der Auftraggeberin unverzuglich bekannt zu geben.

Die Bildung von Arbeitsgemeinschaften nach Angebotslegung ist nicht zu-

lassig.

2.3.3. Sofern im nicht offenen Verfahren und im Verhandlungsverfahren die gela-
denen Bewerber/Bieter die Absicht haben, eine Bieter- oder Arbeitsgemein-
schaft zu bilden, haben sie dies der Auftraggeberin vor Ablauf der halben

Angebotsfrist mitzuteilen.

(Kurz-) Leistungsverzeichnis

Im Leistungsverzeichnis oder im Kurz-Leistungsverzeichnis sind die Preise samt al-
len geforderten Aufgliederungen und den allenfalls notwendigen Erlauterungen /
Angaben an den dafiur bestimmten Stellen einzutragen; wird flr eine Position kein
Preis ausgeworfen, ist dies im Angebot zu erklaren. Das mit Preisen versehene
Leistungsverzeichnis oder Kurz-Leistungsverzeichnis einschlie3lich samtlicher von
der Auftraggeberin zur Verfugung gestellten Ausschreibungsunterlagen ist dem An-

gebot beizuschlielen.

Gleichwertiges Produkt

Ist in der Ausschreibung ein bestimmtes Produkt mit dem Zusatz "oder gleichwertig"
vorgegeben, kann der Bieter in freien Zeilen (Bieterllcken) des Leistungsverzeich-
nisses in der entsprechenden Position ein gleichwertiges Erzeugnis angeben; Fab-
rikat und Type des von ihm gewahlten gleichwertigen Erzeugnisses und, sofern er-

forderlich, sonstige dieses Erzeugnis betreffende Angaben sind anzufihren.
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Den Nachweis der Gleichwertigkeit hat der Bieter zu fihren. Die von der Auftragge-
berin in der Ausschreibung oder spatestens auch im Rahmen der Angebotsprufung
geforderten Unterlagen hat der Bieter zum Nachweis der Gleichwertigkeit in einer

von der Auftraggeberin vorgegebenen Frist vorzulegen.

Kann der Bieter die Gleichwertigkeit nicht nachweisen, ist das ausgeschriebene
Produkt zum angebotenen Einheitspreis unter den Voraussetzungen des § 106
Abs. 7 Bundesvergabegesetz 2006 auszufuhren und ist daher Grundlage der Zu-
schlagsentscheidung; dem Bieter / Auftragnehmer erwachst dadurch kein Recht auf

eine Zusatzvergutung.

Die in den Ausschreibungsunterlagen als Beispiele genannten Erzeugnisse gelten
als angeboten, wenn vom Bieter keine anderen Erzeugnisse in die freien Zeilen

(Bieterlucken) des Leistungsverzeichnisses eingesetzt werden.

Preisbildung

In die angebotenen Preise sind alle Hauptleistungen sowie alle Nebenleistungen
einzurechnen, die zur vollstandigen, Ubernahme- und betriebsfertigen Herstellung
der Gesamtleistung erforderlich sind, auch wenn diese Nebenleistungen im Leis-
tungsverzeichnis nicht gesondert ausgeschrieben sind. Sofern im Leistungsver-
zeichnis nichts Anderes angefihrt ist, sind in die angebotenen Preise insbe-

sondere einzukalkulieren:

2.6.1. Soziale Aufwendungen, Steuern, Regien
Alle sozialen Aufwendungen, Abgaben und Steuern sowie alle allgemeinen
und besonderen Regien des Unternehmers sind einzukalkulieren, sodass
aus diesem Titel keine wie immer gearteten Forderungen an die Auftragge-

berin gestellt werden kdnnen.

2.6.2. Lohnkosten, Zuschlage, Zulagen
Besondere Arbeits- und Lohnkosten, wie kollektivvertragliche Zulagen fur

Lohn- und Gehaltsempfanger, Remunerationen, Sondererstattungen, wie

-6-



2.6.3.

2.6.4.
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zB.: Weg-, Trennungs- und Nachtigungsgelder, Familienheimfahrten, Fahrt-
kosten fur die An- und Ruckreise nach den jeweils geltenden Bestim-

mungen sind einzurechnen.

Ferner sind alle Erschwerniszuschlage (zB.: Schmutz-, Gefahren-, Werk-
zeug- und Héhenzulagen usw.) und die Kosten flr allfallige Schlechtwetter-

tage mit den angebotenen Preisen abgegolten.

Alle zusatzlichen Aufwendungen und Mehrkosten, die zur Einhaltung der
gesetzten bzw. vereinbarten Termine erforderlich sind, wie zB.: Zuschlage
fuir erforderliche Uberstunden, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeiten, werden

nicht vergutet.

Uberstunden werden nur dann durch Zuschlage auf die normalen Arbeits-
stunden gesondert vergutet, wenn sie von der Auftraggeberin ausdrucklich

angeordnet werden und nicht im Verschulden des Auftragnehmers liegen.

Transport, Manipulation, Versicherung und Muster

Die Kosten fur Transport, Auf- und Abladearbeiten, Hin- und Herbewegen
der gelieferten Gegenstande und Materialien, Werkzeuge und Hilfsstoffe
am Erfullungsort bzw. der konkreten Einbaustelle einschlie3lich der erfor-
derlichen Hilfskrafte und maschinellen Einrichtungen jeder Art dirfen nicht

gesondert verrechnet werden.

Weiters sind die Kosten fur Porto, Verpackung und Kennzeichnung der Stu-
cke, samtliche erforderliche Versicherungen, Proben und Muster in die Prei-

se einzurechnen.

Das gleiche gilt sinngemaf auch fur Materialien, welche durch die Auftrag-
geberin beigestellt werden. Gegebenenfalls anfallende Transportkosten

zum Erfallungsort werden jedoch vergutet.

Verschmutzung, Beschadigung, Verpackung und Abfille
Die bei der Ausfuhrung der eigenen Arbeiten entstandenen Verschmutzun-
gen und Beschadigungen sind kostenlos und kurzfristig zu entfernen bzw.

zu beheben. Allenfalls dabei eintretende Werterhdhungen gehen ohne Ent-
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2.6.5.

2.6.6.

2.6.7.

2.6.8.

Stand: 3.1.2006

schadigung in das Eigentum der Auftraggeberin tber. Alle anfallenden Ver-
packungen, Abfalle und Restmaterialen udgl. sind laufend zu sammeln, zu
entfernen und gesetzeskonform zu entsorgen. Auf Verlangen sind diesbe-
zugliche Nachweise vorzulegen (zB.: Uber die Trennung der Baurestmas-
sen etc.) bzw. im Angebot einzutragen (zB.: ARA-Lizenznummer bzw. die
Nummern der Vorlieferanten). Kommt der Auftragnehmer einer einmaligen
auf die in dieser Bestimmung festgelegten Pflichten bezogenen Aufforde-
rung nicht nach, kann die Auftraggeberin die erforderlichen MalRhahmen
veranlassen. Die dabei anfallenden Kosten werden dem Auftragnehmer an-

gelastet.

Gerlistungen, Unterstellungen, Requisiten

Das Aufstellen, Instandhalten und Abtragen samtlicher, fur die Erbringung
der Leistung erforderlichen Gerlstungen und Unterstellungen ohne Unter-
schied des Umfanges und der Hohe (mit Ausnahme der im Leistungsver-
zeichnis gesondert angefuhrten Geruste) einschlie3lich der Beistellung aller
Requisiten, Zu- und Abtransport - soweit sie fur die Ausfuhrung der eigenen

Leistungen notwendig sind - sind ebenfalls in die Preise einzurechnen.

SicherheitsmaBnahmen

Da der Bieter / Auftragnehmer ausschlie3lich fur samtliche Sicherheitsmal3-
nahmen verantwortlich ist und die gesetzlichen und sonstigen Sicherheits-
bestimmungen einzuhalten hat, sind die diesbezuglichen Aufwendungen in

den angebotenen Preisen zu bertcksichtigen.

Lizenz und Patentgebiihren

In die Preise sind samtliche Kosten fur Lizenz- und Patentgebuhren einzu-
kalkulieren, sodass aus diesem Titel keine gesonderten Forderungen - we-
der durch den Auftragnehmer noch durch dritte Personen - an die Auftrag-

geberin gestellt werden konnen.

Versicherungen
In die Preise sind samtliche fur die Leistungserbringung erforderlichen Ver-

sicherungen einzukalkulieren.
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2.6.9.

2.6.10.

2.6.11.

2.6.12.
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Wiederherstellung und Genehmigungen bei Bauauftragen- bzw. Bau-
konzessionsvertragen

Samtliche Kosten fur die Benlutzung und Wiederherstellung des ursprungli-
chen Zustandes von Nachbargrundsticken und von 6ffentlichem Gut ein-
schliel3lich der Kosten fir die Erwirkung der erforderlichen Genehmigungen

sind in die Preise einzurechnen.

Nachbargrundstucke und o6ffentliche Grundstlcke durfen nur mit schriftli-
cher Zustimmung der Eigentimer bzw. Eigentimervertreter benutzt wer-
den. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Auftraggeberin aus daraus ent-

stehenden Streitigkeiten schad- und klaglos zu halten.

Ausarbeitung von Ausfuhrungsunterlagen, Dokumentationen und Be-
standsunterlagen

Die Ausarbeitung von samtlichen fur die Leistungserbringung erforderlichen
Ausflhrungsunterlagen, Dokumentationen und bei Bedarf von Bestandsun-
terlagen (wie zB.: Montagezeichnungen, detaillierte Werkstattplane, Be-
triebs-, Bedienungs- und Wartungsanleitungen, Abrechnungsplane, Anla-
genbeschreibungen, samtliche flr behordliche Bewilligungen erforderliche
Nachweise, Atteste und Unterlagen bzw. TUV - pflichtige Ubernahme- bzw.
Abnahmebescheinigungen etc.) sind in die angebotenen Preise einzurech-
nen, sofern diese im Leistungsverzeichnis nicht gesondert ausgeschrieben

wurden.

Teilnahme an Besprechungen
Die Teilnahme an samtlichen fur die Leistungserbringung erforderlichen

Besprechungen und sonstigen Koordinierungsgesprachen ist einzurechnen.

Einschulung der Mitarbeiterinnen der Auftraggeberin
Im angebotenen Preis ist die Einschulung der Mitarbeiterinnen der Auftrag-
geberin im ausreichenden Umfang einzukalkulieren, sofern diese im Leis-

tungsverzeichnis nicht gesondert ausgewiesen wurden.



2.7.
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2.6.13. Bei Regieleistungen zusatzlich einzukalkulieren

Da bei Regieleistungen nur der tatsachliche Zeitaufwand vergutet wird, ist
uber die oben beschriebenen Leistungen hinaus in die angebotenen Regie-
satze folgendes einzurechnen:

(1) die gesamten unproduktiven Kosten (wie zB.: anteilige Kosten flr Zent-
ralregien, Buroaufwand, samtliches Leitungspersonal, zeitgebundene
Kosten udgl.);

(2) samtliche Wegzeiten (wie zB.: fir An- und Abfahrten und sonstige Ma-
nipulationen);

(3) samtliche fur die Leistungserbringung erforderlichen Vor-, Neben- und
Nachleistungen (bei Maschinen- und Gerateeinsatz auch die eventuell
erforderlichen Wartungs- und Instandhaltungszeiten sowie Stillstand-
zeiten udgl.);

(4) samtliche fur die Leistungserbringung erforderlichen Hilfsmaterialien
und Hilfsstoffe, Werkzeuge und Kleingerate einschlieRlich der erforder-

lichen Betriebsmittel udgl.

Arten der Preise und Preisumrechnung

2.7.1.

2.7.2.

2.7.3.

Samtliche Preise gelten als Festpreise fur die Dauer von 12 Monaten ab
Zuschlagserteilung, sofern in den Ausschreibungsunterlagen nicht ein an-

derer Zeitraum oder ausdrucklich veranderliche Preise vorgesehen sind.

Die Umrechnung veranderlicher Preise wird im Leistungsverzeichnis festge-
legt. Stichtag der Preisbildung ist der dem Ende der Angebotsfrist vorange-
gangene Monatserste.

Wird bei vereinbarten Festpreisen im Leistungsvertrag die vertraglich fest-
gelegte Fertigstellungsfrist aus Grunden, fur die der Auftragnehmer nicht

haftet, Uberschritten, werden nur jene Teile der Leistung, die deshalb erst
nach Ablauf der Frist erbracht werden, nach veranderlichen Preisen abge-

rechnet.
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2.8.

2.9.
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Vadium (siehe auch 17.1)
Der Nachweis, dass ein allenfalls gefordertes Vadium erlegt wurde, ist beizubrin-

gen.

Nachweise der Befugnis, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit

2.9.1.

2.9.2.

2.9.3.

Die in den Ausschreibungsunterlagen geforderten Nachweise des Nichtvor-
liegens von Ausschlussgrunden nach § 68 Bundesvergabegesetz 2006, der
Befugnis, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit sind dem Angebot anzu-
schliel3en.

Diese Nachweise kdnnen auch in Form einer jeweils aktuellen Eintragung in
einem einschlagigen, allgemein zuganglichen Verzeichnis eines Dritten, so-
fern diesem die von der Auftraggeberin geforderten Unterlagen vorliegen
und von der Auftraggeberin selbst unmittelbar abrufbar sind, wie beispiels-
weise der Auftragnehmerkataster Osterreich, erbracht werden.

Der Bieter kann die Nachweise als Kopie oder elektronisch unter Verwen-

dung einer sicheren elektronischen Signatur vorlegen.

Die Auftraggeberin kann auch eigene Erkundungen einholen.

Die Auftraggeberin kann den Bieter darUber hinaus auffordern, erforderliche
Nachweise binnen einer angemessenen Frist vorzulegen, zu vervollstandi-

gen oder zu erlautern.

Die Eignungskriterien missen vom Bieter im Bedarfsfall (vgl. auch § 69

Bundesvergabegesetz 2006) nachgewiesen werden.

Werden diese Nachweise vom Bieter nicht innerhalb der gesetzten Frist

beigebracht, ist das Angebot des Bieters auszuscheiden.

Bewerber oder Bieter, die im Gebiet einer anderen Vertragspartei des
EWR-Abkommens ansassig sind und die ein Anerkennungs- oder Gleich-
haltungsverfahren gemaR den §§ 373c, 373d und 373e der Gewerbeord-
nung 1994 (GewO 1994), BGBI. Nr. 194, durchfuhren oder eine Bestatigung
nach § 1 Abs. 4 der EWR-Architektenverordnung, BGBI. Nr. 694/1995, oder

eine Bestatigung nach § 1 Abs. 4 der EWR-
-11 -



2.10.
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Ingenieurkonsulentenverordnung, BGBI. Nr. 695/1995, einholen missen,
haben die entsprechenden Antrage moglichst umgehend zu stellen. Der
Bescheid uber die Erteilung der Anerkennung bzw. den Ausspruch der
Gleichhaltung oder eine Bestatigung nach der EWR-Architektenverordnung
oder der EWR-Ingenieurkonsulentenverordnung muss spatestens im Zeit-
punkt der Zuschlagsentscheidung vorliegen. Sie haben vor Ablauf der An-
gebotsfrist den Nachweis beizubringen, dass sie einen Antrag nach den
genannten Rechtsvorschriften eingebracht haben. Liegt der entsprechende
Bescheid nicht spatestens zum Zeitpunkt der Zuschlagsentscheidung vor,

ist das Angebot auszuscheiden.

2.9.4. Der Bieter kann aus einem gerechtfertigten Grund auch mit anderen als den
geforderten Unterlagen den Nachweis fur die Befugnis, Leistungsfahigkeit
und Zuverlassigkeit fuhren. Der Nachweis der gleichen Aussagekraft dieser

Unterlagen ist vom Bieter zu erbringen.

Angaben uber beabsichtigte Subunternehmer
Jene wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder moglicherwei-
se an Subunternehmer weiterzugeben beabsichtigt, sind bekannt zu geben, sofern

Subunternehmerleistungen in der Ausschreibung als zulassig erkannt wurden.

Die jeweils in Frage kommenden Unternehmer, an die er die Teile der Leistung wei-
ter zu geben beabsichtigt bzw. die allenfalls bereits ausgewahlten Unternehmer,
sind zu nennen. Deren erforderliche Befugnis zur Erbringung der vorgesehenen
Teilleistungen und deren berufliche Zuverlassigkeit sind nachzuweisen und dem

Angebot anzuschliel3en.

Die Subunternehmer, deren Leistungsfahigkeit fur den Nachweis der Leistungsfa-
higkeit des Bieters erforderlich ist, sind unter Beilage der erforderlichen Bescheini-
gungen und dem Nachweis, dass der Bieter Uber deren Kapazitaten bzw. der finan-
ziellen und wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Auftraggeber Uber die Durchflh-
rung des Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten verflgt, mit dem Angebot

bzw. mit dem Teilnahmeantrag bekannt zu geben.

Weitere Festlegungen Uber Subunternehmer sind in Pkt. 10. getroffen.
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2.11.

2.12.
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Die Haftung des Bieters / Auftragnehmers wird durch diese Angaben nicht berahrt.

Allfallige Alternativ- oder Abanderungsangebote (sh. auch 3.)

Bestandteile des Angebotes bei Datentrageraustausch

Sofern in der Ausschreibung vorgesehen wurde, dass die Angebotslegung auch in

Form eines einheitlichen Datentrageraustausches erfolgen kann, muss ein vollstan-

diges Angebot zusatzlich zum ubermittelten Datentrager auch folgende Mindestbe-

standteile aufweisen:

(1)

ein eingepreistes und rechtsgultig unterfertigtes Kurz — Leistungsverzeichnis:
Im Kurzleistungsverzeichnis sind nach § 108 Abs. 1 Z. 4 Bundesvergabegesetz
2006 die Preise an den dafur bestimmten Stellen einzutragen; wird fur eine Po-
sition kein Preis ausgeworfen, so ist dies im Angebot zu erlautern.

die rechtsgultig unterfertigte Unterschriftenseite des Leistungsverzeichnisses
der Auftraggeberin:

Bei einem Datentrageraustausch ist die Ubermittlung eines automationsunter-
stutzt erstellten, ausgepreisten, ausgedruckten und rechtsgultig unterfertigten
Kurzleistungsverzeichnisses nach § 107 Abs. 1 Bundesvergabegesetz 2006
dann zulassig, wenn zugleich auch die vom Auftraggeber erstellte Beschrei-
bung der Leistung vom Bieter rechtsgultig unterfertigt abgegeben oder aner-
kannt wird.

das Bieter - Lickenverzeichnis, falls in der Ausschreibung vorgesehen;

die sonstigen, in den Ausschreibungsunterlagen ausdrtcklich als Beilage zum
Angebot verlangten Nachweise, Unterlagen, Ausarbeitungen udgl.

sowie nachstehende rechtsverbindliche Erklarung des Bieters:

"Der Bieter bestatigt, dass er die gesamte Ausschreibung der Auftraggeberin
vollinhaltlich und uneingeschrankt anerkennt. Bei Widerspruchen gilt der Inhalt
der Ausschreibungsunterlagen der Auftraggeberin. Weiters bestatigt der Bieter,
dass samtliche Mengen- und Produktangaben des via Datentrageraustausches
Ubermittelten Angebotes mit den Daten in den Ausschreibungsunterlagen der

Auftraggeberin vollstandig tbereinstimmen".
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2.13. Angebotsinhaltsverzeichnis und sonstige Unterlagen

2.14.

Das Angebot hat eine Aufzahlung der dem Angebot beigeschlossenen Unterlagen,
der Nachweise fur die Befugnis, die Zuverlassigkeit, die finanzielle und wirtschaftli-
che sowie die technische Leistungsfahigkeit, die von der Auftraggeberin nach §§
71, 72, 74 und 75 Bundesvergabegesetz 2006 verlangt wurden, sowie jener Unter-
lagen, die gesondert eingereicht werden (zB. Proben, Muster, Plane, Skizzen, etc.)
zu beinhalten. Sonstige fur die Beurteilung des Angebotes geforderte oder vom Bie-
ter fur notwendig erachtete Erlauterungen oder (besondere) Erklarungen sowie

Vorbehalte sind dem Angebot beizulegen.

Alle weiteren fur die Gesamtbeurteilung des Angebotes von der Auftraggeberin ge-
forderten Unterlagen sind vom Bieter innerhalb der vorgegebenen Frist beizubrin-
gen. Werden diese Nachweise vom Bieter nicht innerhalb der gesetzten Frist vorge-

legt, ist das Angebot des Bieters auszuscheiden.

UnterfertigungDas Angebot ist vom Bieter rechtsgliltig zu unterfertigen und mit
dem Datum zu versehen. Dem Erfordernis der rechtsgultigen Unterfertigung des
Angebotes wird bei elektronisch Ubermittelten Angeboten durch eine sichere elekt-
ronische Signatur gemal § 2 Z. 3 Signaturgesetz entsprochen. Eine fehlende
rechtsgtiltige Unterfertigung des Angebotes stellt einen unbehebbaren Mangel dar,
der zur Ausscheidung des Angebotes fuhrt.Erklarung des Bieters uber die Bin-
dung an das AngebotDer Bieter erklart mit der rechtsgultigen Unterfertigung sei-
nes Angebotes,

dass er die Bestimmungen der Ausschreibungsunterlagen kennt,

dass er uber die erforderlichen Befugnisse zur Annahme des Auftrages verfugt,
dass er die ausgeschriebene Leistung zu diesen Bestimmungen und den von ihm
angegebenen Preisen erbringt, und

dass er sich bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist an sein Angebot bindet (siehe auch
8.).
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2.16. Beriicksichtigung der osterreichischen arbeits- und sozialrechtlichen Vor-

schriften

Der Bieter erklart, dass das Angebot fir in Osterreich durchzufiihrende Arbeiten un-
ter Berlicksichtigung der in Osterreich geltenden arbeits- und sozialrechtlichen Vor-
schriften erstellt ist. Der Bieter verpflichtet sich, bei der Durchfliihrung des Auftrages
in Osterreich diese Vorschriften einzuhalten. Diese Vorschriften werden bei der fiir
die Ausfuhrung des Auftrages ortlich zustandigen Gliederung der gesetzlichen In-
teressensvertretung der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zur Einsichtnahme
durch interessierte Bewerber und Bieter bereitgehalten.

Konkret sind bei in Osterreich durchzufihrenden Vergabeverfahren die sich aus
den Ubereinkommen Nr. 29, 87, 94, 95, 98, 100, 105, 111, 138, 182 und 183 der In-
ternationalen Arbeitsorganisation, BGBI. Nr. 228/1950, Nr. 20/1952, Nr. 39/1954,
Nr. 81/1958, Nr. 86/1961, Nr. 111/1973, BGBI. Il Nr. 200/2001, BGBI. Il Nr.
41/2002 und BGBI. Ill Nr. 105/2004 ergebenden Verpflichtungen einzuhalten.

3. Alternativangebote und Abanderungsangebote:

3.1.

Alternativangebote

Kommt der Bieter bei der Uberpriifung der Ausschreibungsunterlagen seiner An-
sicht nach zu dem Ergebnis, dass eine andere Ausfihrung einzelner Leistungsteile
oder auch der Gesamtleistung technisch besser oder wirtschaftlich gunstiger ware,
kann er entsprechend den Vorgaben in der Ausschreibung ein Alternativangebot
ausarbeiten und beilegen, sofern die Auftraggeberin in ihrer Ausschreibung Alterna-
tivangebote zugelassen hat. Alternativangebote sind, soweit in der Ausschreibung
nicht ausdrucklich anderes angegeben ist, nur neben einem ausschreibungsgema-

Ren Angebot zulassig.

Ein Alternativangebot ist nur zulassig, wenn die Erbringung der in der Ausschrei-
bung definierten Mindestanforderungen sichergestellt wird. Den diesbeztiglichen

Nachweis der gleichwertigen Leistung hat der Bieter unentgeltlich zu fuhren.
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41.

Stand: 3.1.2006

Alternativangebote sind als solche zu kennzeichnen und in einer eigenen Ausarbei-

tung einzureichen.

FUr jedes Alternativangebot, auch wenn es sich nur auf Teile der Gesamtleistung

bezieht, ist vom Bieter je ein Gesamt - Alternativangebotspreis zu bilden.

Abanderungsangebote
Sofern in der Ausschreibungsunterlage nichts anderes festgelegt ist, sind Abande-

rungsangebote zulassig.

Ist in der Ausschreibungsunterlage die Abgabe von Abanderungsangeboten als zu-
lassig erklart worden, so sind Abanderungsangebote nur neben einem ausschrei-

bungsgemaliem Angebot zulassig.

Abanderungsangebote haben die Erbringung einer gleichwertigen Leistung sicher
zu stellen. Den Nachweis der Gleichwertigkeit hat der Bieter zu fuhren. Abande-
rungsangebote kdnnen sich nur auf technische Aspekte von Teilen der Leistung be-
ziehen. Abanderungsangebote sind als solche zu kennzeichnen und in einer eige-
nen Ausarbeitung einzureichen. Fur jedes Abanderungsangebot ist vom Bieter je

ein Gesamt-Abanderungsangebotspreis zu bilden.

Berichtigung einer Ausschreibung und Angebotsande-

rung bzw. Rucktritt des Bieters wahrend der Angebotsfrist

Berichtigung einer Ausschreibung wahrend der Angebotsfrist

Ist aus der Sicht des Bewerbers oder Bieters eine Berichtigung der Ausschreibung
(Bekanntmachung) oder der Ausschreibungsunterlagen erforderlich, hat dies der
Bewerber oder Bieter umgehend der Auftraggeberin mitzuteilen, die erforderlichen-
falls eine Berichtigung der Ausschreibung wahrend der Angebotsfrist durchzuflhren
hat.
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Angebotsanderung bzw. Rucktritt des Bieters wahrend der Angebotsfrist
Wahrend der Angebotsfrist kann der Bieter durch eine zusatzliche, rechtsgultig un-
terfertigte Erklarung sein Angebot unter Bedachtnahme auf Pkte. 1. bis 3. dieser
Allgemeinen Geschaftsbedingungen andern bzw. erganzen oder von demselben
zurucktreten.

Ergibt sich bei einer solchen Angebotsanderung oder —erganzung ein neuer Ge-
samtpreis, ist auch dieser vom Bieter anzugeben.

Eine Angebotsanderung oder Angebotserganzung ist nach den Bestimmungen des
Pktes. 5. dieser Allgemeinen Geschaftsbedingungen einzureichen.

Ein Rucktritt des Bieters wahrend der Angebotsfrist ist der Auftraggeberin unverzig-
lich und schriftlich zur Kenntnis zu bringen. In diesem Fall kann der Bieter die sofor-

tige Ruckstellung seines ungeoffneten Angebotes verlangen.

5. Ubernahme der Angebote

5.1.

5.2.

Die Angebote sind in einem verschlossenen Umschlag innerhalb der Angebotsfrist
an die bekannt gegebene Einreichungsstelle zu tUbermitteln. Die fristgerechte Ein-
reichung der Angebote bei der Einreichungsstelle liegt in alleiniger Verantwortung

des Bieters. Offen abgegebene Angebote werden zurlickgewiesen.

Auf der Vorderseite des Umschlages muss deutlich sichtbar vermerkt sein:
1) das Wort "Angebot";

) der Gegenstand des Angebotes;

~—"

die bekannt gegebene Einreichungsstelle;

~—"

die Vergabestelle der Auftraggeberin;

der Name und Firmensitz des Bieters.

~—"

(
(2
(3
4
(5
(6) Wird ein Datentrager fur die Angebotsabgabe verwendet, ist auf dem Umschlag
zusatzlich der Vermerk ,Achtung Datentrager” anzubringen. Die Verpackung

von gesondert einzureichenden Bestandteilen ist besonders zu kennzeichnen

und hat die Vermerke nach Pkt. 5.2. zu enthalten.
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Sofern den Ausschreibungsunterlagen ein entsprechend beschriftetes Kuvert bzw.

Etikett beigelegt wurde, soll der Bieter dieses zur Angebotsubermittlung verwenden.

Elektronisch uibermittelte Angebote

5.3.1.

5.3.2.

5.3.3.

Sofern die Angebotseinreichung von der Auftraggeberin in der Bekanntma-
chung oder im Einladungsschreiben auch auf elektronischem Weg fur zu-
lassig erklart wurde, darf der Bieter neben seinem elektronisch abgegebe-
nen Angebot kein Angebot bzw. keine Angebotsbestandteile in Papierform
abgeben. Dies gilt nicht fur Angebotsbestandteile wie Nachweise Uber die
Befugnis, die berufliche Zuverlassigkeit und die finanzielle, wirtschaftliche
oder technische Leistungsfahigkeit, sofern diese Angebotsbestandteile nicht
elektronisch verfugbar sind. Der Bieter hat solche Unterlagen, Urkunden,
Bescheinigungen und Erklarungen, die zum Nachweis der Befugnis, Zuver-
lassigkeit und Leistungsfahigkeit verlangt wurden, - sofern diese nicht in e-
lektronisch signierter Form Ubermittelt werden — spatestens zum Ablauf der

Angebotsfrist in Papierform vorzulegen.

Elektronisch Ubermittelte Angebote sind innerhalb der Angebotsfrist im be-
kannt gegebenen Verfahren verschllsselt und nach den bekannt gegebe-
nen Dokumenten- und Kommunikationsformaten einzureichen. Die elektro-
nische Ubermittlung ist vom Bieter auf eine solche Weise auszufiihren,
dass die Vollstandigkeit, Echtheit, die Unverfalschtheit und die Vertraulich-
keit des Angebotes und jeder sonstigen, mit dem Angebot Ubermittelten In-
formation gewahrt wird. Bei der Ubermittlung von Angeboten auf elektroni-
schem Weg ist vom Bieter sicher zu stellen, dass die Auftraggeberin vom
Inhalt der Angebote erst nach Ablauf der Angebotsfrist Kenntnis nehmen

kann.

Der Bieter hat nach Aufforderung durch die Auftraggeberin unverziglich alle
notwendigen Mittel zur Bearbeitung der Dokumentenformate, die notwendi-
gen Informationen und Methoden zur Uberpriifung der Signatur kostenfrei

zur Verfugung zu stellen.

-18 -



Stand: 3.1.2006

6. Vergutung von Angeboten und Verwertung von Ausarbei-

6.1.

6.2.

tungen

Vergutung von Angeboten

Angebote sind grundsatzlich ohne gesonderte Vergutung zu erstellen; dies gilt ins-

besondere fur ,funktionale Ausschreibungen®. Die Auftraggeberin kann eine Vergu-

tung von besonderen Ausarbeitungen im Zuge der Angebotserstellung ausdricklich

in den Ausschreibungsunterlagen vorsehen; diese Vergutung wird nur fallig, wenn

das eingereichte Angebot des Bieters der Ausschreibung entspricht.

Die Kalkulation und alle dazu erforderlichen Vorarbeiten, das Ausflllen des Leis-

tungsverzeichnisses und die Erstellung von Alternativ- oder Abanderungsangeboten

sind nicht als besondere Ausarbeitungen anzusehen.

Vertraulichkeit, Verwertung von Ausarbeitungen

6.2.1.

6.2.2.

6.2.3.

Der vertrauliche Charakter aller die Auftraggeberin, die Bewerber oder die
Bieter und deren Unterlagen betreffenden Angaben sind zu wahren. Soweit
Schutzrechte oder Geheimhaltungsinteressen verletzt wirden, dirfen so-
wohl die Auftraggeberin als auch die Bewerber oder Bieter Ausarbeitungen
des anderen (wie zur Verfugung gestellte Plane, Zeichnungen, Entwarfe,
Modelle, Proben, Muster, Computerprogramme udgl.) nur mit ausdruckli-
cher Zustimmung des jeweils anderen fur sich verwenden oder an Dritte

weitergeben.

Die Auftraggeberin kann sich vorbehalten, bestimmte von ihr zur Verfugung
gestellte Plane, Zeichnungen, Entwurfe, Modelle, Proben, Muster udgl., fur

die keine Vergutung verlangt wurde, zurlickzufordern.

Samtliche Ausarbeitungen des Bewerbers oder Bieters, wie Plane, Zeich-
nungen, Entwurfe, Modelle, Proben, Muster, Computerprogramme udgl.
sowie Ausarbeitungen fur Alternativangebote und Abanderungsangebote
gehen — falls nichts anderes vereinbart ist — in das Eigentum der Auftragge-
berin Uber.
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7. Prifung und Ausscheidung von Angeboten

71,

Prifung von Angeboten

7.1.1.

7.1.2.

7.1.3.

7.1.4.

7.1.5.

Nach der Angebotsoffnung werden die Angebote von der Auftraggeberin
einer Prufung und Beurteilung nach den in der Ausschreibung (Bekanntma-
chung) oder in den Ausschreibungsunterlagen festgelegten Kriterien unter-

zogen.

Stimmt bei Angeboten mit Einheitspreisen der Positionspreis mit dem auf
Grund der Menge und des Einheitspreises feststellbaren Preis nicht Uber-

ein, gelten die angegebene Menge und der angebotene Einheitspreis.

Bestehen zwischen den angebotenen Einheitspreisen und einer allenfalls
vorliegenden Preisaufgliederung Abweichungen, gelten die angebotenen

Einheitspreise.

Bei Angeboten mit Pauschalpreisen gelten ausschliel3lich diese ohne Ruck-

sicht auf eine etwa angegebene Preisaufgliederung durch den Bieter.

Ergeben sich bei der Prifung der Angebote Unklarheiten Gber das Angebot
selbst einschlieRlich etwaiger Varianten- oder Alternativ- oder Abande-
rungsangebote oder Uber die geplante Art der Durchfuhrung oder werden
Mangel festgestellt, hat der Bieter innerhalb der von der Auftraggeberin
festgesetzten Frist eine verbindliche schriftliche Aufklarung nach § 126
Bundesvergabegesetz 2006 zu geben. Weist ein Angebot solche Mangel
auf, dass der Auftraggeberin eine Bearbeitung nicht zugemutet werden

kann, so ist es auszuscheiden.

Insbesondere kann es sich um Auskinfte / Nachweise Uber nachstehende
Bereiche handeln:
(1) Technische und wirtschaftliche Gesichtspunkte des Angebotes;

(2) Befugnis, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit des Bieters;
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(3) Aufklarung utber die Plausibilitdt von Angebotspreisen einschliel3lich der
Vorlage von Kalkulationsgrundlagen;

(4) Nachweis der Gleichwertigkeit von angebotenen Produkten gegenlber
den ausgeschriebenen Produkten;

(5) Auskunfte hinsichtlich beabsichtigter Subunternehmer und deren Befug-

nis, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit.

Die Auskunftseinholung kann auch im Wege von Aufklarungsgesprachen
erfolgen.
Die vom Bieter erteilten Auskiinfte / Nachweise stellen einen wesentlichen

Bestandteil bei der Beurteilung des Angebotes dar.

Zur Beurteilung der beruflichen Zuverlassigkeit wird von der Auftraggeberin
eine Auskunft aus der Zentralen Verwaltungsstrafevidenz gemalf § 28 b
des Auslanderbeschaftigungsgesetzes (AusiBG) bzw. eine Auskunft beim
Auftragnehmerkataster Osterreich eingeholt, die der Beurteilung der Zuver-
lassigkeit des Bewerbers, Bieters bzw. deren Subunternehmer zugrunde

gelegt wird.

Bei einem Bewerber, Bieter bzw. Subunternehmer, fur den diese Auskunft
rechtskraftige Bestrafungen gemafl § 28 Abs. 1 Z. 1 AusIBG aufweist, ist
die geforderte Zuverlassigkeit nicht gegeben, es sei denn, er macht glaub-
haft, dass er trotz vorliegender rechtskraftiger Bestrafungen gemaR § 28

Abs. 1 Z. 1 AusIBG nicht unzuverlassig ist.

Zur Glaubhaftmachung hat der Bewerber, Bieter bzw. Subunternehmer
schriftlich darzulegen, dass er konkrete organisatorische oder personelle
Malnahmen gesetzt hat, die geeignet sind, das nochmalige Setzen eines
Verhaltens, das zu einer Bestrafung gemal} § 28 Abs. 1 Z. 1 AusIBG ge-

fuhrt hat, zu unterbinden.

Die Auftraggeberin pruft dieses Vorbringen des Bewerbers, Bieters bzw.

Subunternehmers und beurteilt damit seine Zuverlassigkeit.
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Ausscheidung von Angeboten

7.2.1. Angebote von Bietern werden ausgeschieden, wenn die in § 129 Abs. 1 Z.
1 bis 11 und Abs. 2 Bundesvergabegesetz 2006 festgelegten Ausschei-

dungsgruinde zutreffen.

7.2.2. Die Auftraggeberin kann bei Bedarf von sich aus Auskunfte Gber den Bieter

einholen.

7.2.3. Sofern in der Ausschreibungsunterlage nichts anderes festgelegt ist, erfolgt
die Bekanntgabe der Ausscheidensentscheidung gleichzeitig mit der Be-

kanntgabe der Zuschlagsentscheidung.

8. Angebotsbindung

8.1.

8.2.

Bis zum Ende der Zuschlagsfrist ist der Bieter an sein Angebot gebunden. Diese
betragt funf Monate, sofern in den Ausschreibungsunterlagen nichts anderes fest-
gelegt ist.

Tritt der Bieter wahrend der Zuschlagsfrist von seinem Angebot zurlck, verfallt ein

erlegtes Vadium (siehe auch 17.1).
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Auftragsabwicklung

9. Zuschlag und Leistungsvertrag

9.1.

9.2.

Zuschlag

Grundsatzlich kommt das Vertragsverhaltnis zu dem Zeitpunkt zustande, zu dem
der Bieter die schriftliche Verstandigung von der Annahme seines Angebotes (Zu-
schlag) durch die Auftraggeberin erhalt.

Der Zuschlag erfolgt mittels Auftragsschreiben bzw. Bestellschein.

Das Auftragsschreiben wird in zweifacher Ausfertigung an den Auftragnehmer G-
bersandt. Der Auftragnehmer hat binnen 14 Tagen nach Einlangen des Auftrags-
schreibens beide Ausfertigungen rechtsgultig zu unterfertigen und ein Exemplar an

die Auftraggeberin zu retournieren.

Leistungsvertrag

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten zwischen Auftragnehmer und Auftraggebe-
rin ergeben sich aus dem Leistungsvertrag, der sich aus den gesamten, dem Ver-
tragsabschluss zu Grunde gelegten Unterlagen zusammensetzt.

Mit dem Abschluss des Leistungsvertrages bestatigt der Auftragnehmer, dass er die
Vertragsunterlagen eingesehen hat und mit den darin enthaltenen Bestimmungen
einverstanden ist; ferner, dass er sich - sofern fur die Leistungserbringung erforder-
lich - von den ortlichen Gegebenheiten bzw. Arbeitsbedingungen Uberzeugt hat und
dass darauf die Preisermittlung und die Angebotserstellung beruhen. Er bestatigt
weiters, dass er Uber alle Mittel zur Ausfuhrung der Leistung verfiigt und dass er al-
le MaRnahmen treffen wird, um die Fertigstellung innerhalb der vertraglich verein-

barten Termine sicher zu stellen.
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9.4.

9.5.

9.6.

9.7.

Stand: 3.1.2006

Vertragsgrundlagen

9.3.1. Als wesentliche Bestandteile des Leistungsvertrages gelten:

(1) das Auftragsschreiben bzw. der Bestellschein;

(2) das komplette Angebot samt allen erganzenden Unterlagen;

(3) die Besonderen Geschaftsbedingungen;

(4) die Allgemeinen Geschaftsbedingungen;

(5) die in den Ausschreibungsunterlagen bzw. im Auftragsschreiben /
Bestellschein ausdricklich angefihrten Normen und Richtlinien;

(6) die einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des ABGB
und des HGB.

9.3.2. Ergeben sich aus den Vertragsgrundlagen Widerspruche, gelten die vorge-

nannten Unterlagen in der angegebenen Reihenfolge.

Schadloshaltung wegen Verkiirzung tiber die Haélfte (laesio enormis)
Die Auftraggeberin und der Auftragnehmer erklaren, dass Leistung und Gegenleistung
in einem ortsublichen und angemessenen Verhaltnis stehen und sie auch bei Vorliegen

des Tatbestandes nach § 934 ABGB den Leistungsvertrag geschlossen hatten.

Zession
Die Abtretung von Forderungen aus diesem Vertrag an Dritte bedarf der ausdruckli-
chen schriftlichen Zustimmung der Auftraggeberin und kann ohne Begrindung ab-

gelehnt werden.

Vertragsanderung und Nebenabreden
Anderungen des Vertrages bediirfen der Schriftform. Miindliche Nebenabreden ha-

ben keine Rechtswirksamkeit.

Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung des Leistungsvertrages ungtiltig, unwirksam oder undurch-
fuhrbar sein, so lasst das die Wirksamkeit der anderen Bestimmungen unberuhrt.
Die Auftraggeberin wird mit dem Auftragnehmer in diesem Fall einvernehmlich die
weggefallene Bestimmung durch eine andere rechtswirksame ersetzen, die den

Zweck der weggefallenen Bestimmung mdglichst erflillt. Scheitert eine Einigung,
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kann die Auftraggeberin und der Auftragnehmer das ordentliche Gericht um Erset-

zung der weggefallenen Bestimmung ersuchen.

Kosten und Gebuhren
Allfallige Kosten, Gebuhren und sonstige Abgaben, welche durch den Vertragsab-
schluss entstehen bzw. auf Grund des damit geschaffenen Rechtsverhaltnisses zu

entrichten sind, tragt der Auftragnehmer.

10.Subunternehmer:

10.1.

10.2.

Der Auftragnehmer hat jene wesentlichen Teile, die er jedenfalls oder moglicher-
weise an Subunternehmer weiterzugeben beabsichtigt, unverzuglich bekannt zu
geben und die jeweils in Frage kommenden Unternehmer zu nennen. Die Nennung
mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil ist zulassig. Die Weitergabe von Teilen
der Leistung ist nur insoweit zulassig, als der Subunternehmer die fur die Ausfuh-
rung seines Teiles erforderliche Befugnis, technische, finanzielle und wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit und die berufliche Zuverlassigkeit nach §§ 72 und 73 Bundes-
vergabegesetz 2006 besitzt. Die erforderlichen Eignungen und Befugnisse zur
Erbringung der vorgesehenen Teilleistungen der Subunternehmer sind nachzuwei-
sen und dem Angebot anzuschlieRen.

Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulassig; eine Ausnahme stellen
Kaufvertrage dar.

Der Bieter / Auftragnehmer hat zu gewahrleisten, dass seine Subunternehmer von

den ihnen Ubertragenen Auftragen den Uberwiegenden Teil selbst erbringen.

Ein allfalliges Verbot bzw. eine allfallige Einschrankung der Subvergabe ist explizit
nur auf die Durchfuhrungsphase beschrankt. Ein solches Verbot bzw. eine solche
Einschrankung gilt nicht, wenn der Bieter dem Auftraggeber im Rahmen der
Eignungs- bzw. Angebotsprifung die Mdoglichkeit eingeraumt hat, die Befugnis und

Eignung des Subunternehmers zu prtfen. Der Unternehmer muss aber nachwei-
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sen, dass er tatsachlich uber die diesen Dritten zustehenden Mittel, die er selbst

nicht besitzt und die zur Ausfuhrung des Auftrages erforderlich sind, verfugt.

Die Subunternehmer, deren Leistungsfahigkeit fur den Nachweis der Leistungsfa-
higkeit des Bieters erforderlich ist, sind unter Beilage der erforderlichen Bescheini-
gungen und dem Nachweis, dass der Bieter Uber deren Kapazitaten bzw. der finan-
ziellen und wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Auftraggeber Uber die Durchflh-
rung des Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten verfugt, mit dem Angebot

bzw. mit dem Teilnahmeantrag bekannt zu geben.

10.3. Die Weitergabe von Leistungen, die Gegenstand der Ausschreibung bzw. des Auf-
trages sind, durch den Bieter / Auftragnehmer in der Phase der Auftragsabwicklung
an Subunternehmer bedarf der ausdrucklichen schriftichen Genehmigung der Auf-
traggeberin.

Die Auftraggeberin ist in der Phase der Auftragsabwicklung berechtigt, vom Bieter /
Auftragnehmer vorgeschlagene Subunternehmer mit Begriindung abzulehnen.
Wenn es der Bieter / Auftragnehmer unterlasst, der Auftraggeberin Subunternehmer
bekannt zu geben, kann eine Ablehnung ohne Begrindung erfolgen.

Der Auftragnehmer haftet weiters fur samtliche Nachteile, die der Auftraggeberin

aus der Beschaftigung von nicht genehmigten Subunternehmern entstehen.

10.4. Der Bieter / Auftragnehmer ist verpflichtet, von den Subunternehmern die volle An-

erkennung der Bestimmungen des Leistungsvertrages rechtsverbindlich einzuholen.

10.5. Allfallige Eigentumsvorbehalte von Subunternehmern werden nicht anerkannt.
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11. Ausfuhrungsunterlagen

11.1.

11.2.

Pruf- und Warnpflicht des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die von der Auftraggeberin zur Verfugung ge-

stellten Unterlagen aller Art in technischer und rechtlicher Hinsicht sorgfaltig zu U-

berprufen.

11.1.1.

11.1.2.

11.1.3.

11.1.4.

Stellt der Auftragnehmer auf Grund der ihm zumutbaren Fachkenntnis bei
Anwendung pflichtgemalier Sorgfalt Mangel fest oder hat der Auftragneh-
mer Bedenken gegen die vorgesehene Art der Ausfuhrung, hat er die Auf-
traggeberin unverzuglich und rechtzeitig vor Inangriffnahme der betreffen-
den Leistung schriftlich in Kenntnis zu setzen und gleichzeitig Vorschlage

zur Behebung oder Verbesserung allfalliger Mangel vorzulegen.

Der Auftragnehmer haftet fur alle Nachteile, die sich auf Grund fehlerhafter
Ausfuhrungsunterlagen bei der Durchfuhrung des Auftrages ergeben, so-

fern er nicht die Einhaltung seiner Prif- und Warnpflichten nachweist.

Abanderungen und Erganzungen der Ausfihrungsunterlagen dirfen nur mit

schriftlicher Genehmigung der Auftraggeberin vorgenommen werden.

Die dem Auftragnehmer Uberlassenen Ausfuhrungsunterlagen durfen ohne
Genehmigung der Auftraggeberin weder veroffentlicht, vervielfaltigt, an drit-
te Personen weitergegeben noch fiir einen anderen als den urspringlichen
Zweck verwendet werden. Sie sind bei Legung der Schlussrechnung auf

Verlangen der Auftraggeberin wieder zuriuckzustellen.

Beistellung der Ausfiihrungsunterlagen durch den Auftragnehmer

11.2.1.

Soweit dem Auftragnehmer die zur Durchfihrung der Ubertragenen Leis-
tungen erforderlichen Ausfuhrungsunterlagen (wie beispielsweise Plane,
Detailzeichnungen, statische Berechnungen, Muster etc.) gemaf Vertrag

von der Auftraggeberin nicht zur Verfugung gestellt werden, hat er diese
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selbst rechtzeitig anzufertigen und der Auftraggeberin zur Genehmigung

vorzulegen.

Der Auftragnehmer darf erst nach erfolgter Zustimmung der Auftraggeberin

mit der Ausfihrung der Leistung beginnen.

11.3. Behordliche Genehmigungen und gesetzliche Vorschriften

11.3.1.

11.3.2.

Die erforderlichen behordlichen Genehmigungen bzw. Bewilligungen wer-
den grundsatzlich von der Auftraggeberin eingeholt, soweit im Leistungs-
verzeichnis nichts anderes festgelegt ist.

Die im Zusammenhang mit der Ausfuhrung seiner Leistungen erforderlichen
behdrdlichen Genehmigungen bzw. Bewilligungen hat der Auftragnehmer
selbst rechtzeitig einzuholen, sodass die vertraglich festgelegten Fristen

nicht gefahrdet werden.

Der Auftragnehmer ist dafir verantwortlich, dass die ihn betreffenden ge-
setzlichen Bestimmungen und behdrdlichen Anordnungen sowie die seinen
Arbeitnehmern gegenuber bestehenden arbeitsrechtlichen Verpflichtungen
eingehalten werden.

Der Auftragnehmer ist der Auftraggeberin insbesondere daftir verantwort-
lich, dass die fur die Ausfihrung seiner Leistung bestehenden gesetzlichen
Bestimmungen und behodrdlichen Anordnungen auf dem Gebiet des
Baurechtes, des Landschaftsschutzes, des Umweltschutzes, des Natur-

schutzes und des Wasserrechtes eingehalten werden.
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12.Ausfuhrung der Leistung

12.1.

12.2.

12.3.

Allgemeines

12.1.1.

12.1.2.

12.1.3.

12.1.4.

Der Auftragnehmer hat die Leistung vertragsgemal entsprechend den zur
Ausflihrung kommenden Positionen des Leistungsverzeichnisses auszuflih-
ren; dabei hat er auer den gesetzlichen Bestimmungen und den behordli-
chen Anordnungen die allgemein anerkannten Regeln der Technik einzu-

halten.

Leistungen durfen ausschlieRlich nur dann in Regie ausgefiuhrt werden,
wenn ihre Durchfihrung durch die Auftraggeberin ausdrticklich als Regie-
leistung angeordnet oder ihrer Durchfihrung zu Regiepreisen zugestimmt

wurde.

Erflllungsort ist die in den Vertragsunterlagen bezeichnete Stelle (Lieferad-

resse, Aufstellungsort, Baustelle etc.).

Arbeitnenmer des Auftragnehmers oder seiner Subunternehmer, die sich
grob ungebuhrlich verhalten, sind auf Verlangen der Auftraggeberin vom Er-

fullungsort abzuziehen.

Ausfiuhrung in Teilleistungen

12.2.1.

12.2.2.

Die Erfullung der beauftragten Gesamtleistung in Teilleistungen ist nur auf

Grund ausdrucklicher schriftlicher Vereinbarung zulassig.

Solche vereinbarten Teilleistungen kénnen dann gemal Pkt. 16. gesondert
ubernommen und geman Pkt. 18. und 19. mittels Teilschlussrechnungen

abgerechnet werden.

Warnpflicht des Auftragnehmers

12.3.1.

Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen Weisungen der Auftraggeberin

oder deren Beistellungen (zB.: Materialien, Gegenstande etc.) oder gegen
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Leistungen anderer Unternehmer, hat er diese Bedenken der Auftraggebe-
rin unverzuglich und rechtzeitig schriftlich mitzuteilen und gleichzeitig Ver-
besserungsvorschlage vorzulegen.

Der Auftragnehmer hat sich weiters vor Beginn seiner Leistungen vom ord-
nungsgemalfen Zustand etwa bereits fertig gestellter Leistungen unter An-
wendung pflichtgemaler Sorgfalt zu Uberzeugen. Diesbezuglich vermutete
Mangel, die seiner Meinung nach die geforderten Eigenschaften der von
ihm auszufUhrenden Leistungen ungunstig beeinflussen kdonnten, sind
rechtzeitig vor Leistungsbeginn der Auftraggeberin schriftlich bekannt zu

geben.

Die Entscheidung der Auftraggeberin zu Pkt. 12.3.1 ist vom Auftragnehmer
so rechtzeitig einzufordern, dass samtliche Ausfuhrungsfristen eingehalten

werden konnen.

Nimmt der Auftragnehmer die Warnpflicht nicht wahr, haftet er fur die Fol-

gen seiner Unterlassung.

12.4. Kontrollrecht der Auftraggeberin

12.4.1.

12.4.2.

12.4.3.

Die Auftraggeberin hat das Recht, die vertragsgemafRe Durchfliihrung des
Auftrages bis zu seiner vollstandigen Erfillung zu Uberprifen oder tUberpri-
fen zu lassen. Ihre Organe oder die von ihr beauftragten Personen haben
daher Zutritt zu den Fertigungs- und Lagerstatten. Auf Verlangen sind die
Ausflhrungsunterlagen und —plane zur Einsicht vorzulegen und die erfor-

derlichen Auskinfte zu erteilen.

Der Auftragnehmer hat den Anordnungen der Auftraggeberin Folge zu leis-
ten und auf Grund der Uberprifung erforderliche Ergédnzungen oder Ande-

rungen durchzufthren.

Der Auftragnehmer wird durch die Uberprifungstatigkeit der Auftraggeberin
nicht der Verantwortung fur die vertragsgemafe Ausfuhrung der Leistung
gemal Pkt. 12.1.1 enthoben.
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12.4.4. Der Auftragnehmer hat zu sorgen, dass auch die Subunternehmer der Auf-
traggeberin dieses Kontrollrecht ermdglichen. Pkte. 12.4.1 bis 12.4.3 gelten

sinngemali.
Material- und Qualitatsprifung

12.5.1. Die Auftraggeberin ist berechtigt, Glite und Mengen der zur Verwendung
gelangenden Materialien und die Qualitatsanforderungen durch ihr geeignet

erscheinende Malinahmen zu prufen oder prufen zu lassen.

12.5.2. Die Kosten der Prifungen gehen grundsatzlich zu Lasten des Auftragneh-

mers.

12.5.3. Werden Prifungen durch die Auftraggeberin veranlasst, zu deren Vornah-
me fur den Auftragnehmer weder eine gesetzliche noch eine vertragliche
Verpflichtung besteht, werden die Kosten von der Auftraggeberin getragen,

wenn die Uberpriifung keine Beanstandung ergeben hat.
Versicherungen

12.6.1. Der Auftragnehmer hat die mit der Erbringung der vertraglich vereinbarten
Leistungen verbundenen Risken durch Versicherungen ausreichend abzu-
decken, und zwar mit der Bestimmung, dass der Auftraggeberin im Scha-

densfall die Entschadigung auszuzahlen ist.

12.6.2. Die Auftraggeberin ist berechtigt, den Nachweis Uber einen ausreichenden

auftragsbezogenen Versicherungsschutz des Auftragnehmers zu fordern.

12.6.3. Bei einer offensichtlichen Unterversicherung kann die Auftraggeberin einen
ausreichenden Versicherungsschutz verlangen bzw. auf Kosten des Auf-

tragnehmers veranlassen.
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13. Ausfuhrungsfristen

13.1.

13.2.

Allgemeines

13.1.1.

13.1.2.

13.1.3.

Die Leistung ist unter Berucksichtigung der erforderlichen Vorbereitungszeit
so rechtzeitig zu beginnen und auszufuhren, dass die vertraglich vereinbar-
ten Ausflhrungsfristen eingehalten werden kénnen. Auch vertraglich ver-

einbarte Zwischenfristen stellen Ausfihrungsfristen dar.

Abweichungen von vereinbarten Ausflhrungsfristen auf Wunsch des Auf-

tragnehmers bedurfen der schriftlichen Zustimmung der Auftraggeberin.

Ein vorzeitiger Beginn der Leistung bedarf der ausdrucklichen Zustimmung
der Auftraggeberin. Die vorzeitige Erbringung einer Leistung gibt dem Auf-

tragnehmer keine wie immer gearteten Rechte auf Zusatzvergutungen.

Behinderung der Ausfuihrung

13.2.1.

13.2.2.

Wenn der Beginn der Ausfuhrung einer Leistung verzogert wird oder wah-
rend der Ausflihrung Verzégerungen oder Unterbrechungen eintreten,

durch die die Einhaltung der Ausfihrungsfrist gefahrdet erscheint, hat der
Auftragnehmer alles Zumutbare zu unternehmen, um eine Uberschreitung

der Leistungsfrist (Verzug) zu vermeiden.

Ist der Auftragnehmer in der ordnungsgemalfien Durchfihrung der beauf-
tragten Leistungen behindert, hat er dies der Auftraggeberin unverztiglich
schriftlich mitzuteilen. Unterlasst der Auftragnehmer diese Anzeige, hat er

alle daraus entstehenden Nachteile selbst zu verantworten.
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Ausflhrungsfristen kdnnen von der Auftraggeberin angemessen verlangert

werden, wenn die Behinderung

(1) von der Auftraggeberin zu vertreten oder

(2) auf hdhere Gewalt oder andere unabwendbare Umstande zurickzu-
fuhren

ist.

Als unabwendbar gilt ein Ereignis dann, wenn es vom Auftragnehmer weder

verschuldet ist noch mit wirtschaftlich vernunftigen Mitteln von ihm abge-

wendet werden kann.

Bei der Berechnung der Fristverlangerung wird die Dauer der Behinderung

berucksichtigt.

Jahreszeitlich bedingte Behinderungen und Erschwernisse, wie beispiels-

weise winterliche Witterungsverhaltnisse und Schlechtwetter bei Bauauftra-

gen, gelten nicht als Behinderung und verlangern daher die vertraglich ver-

einbarten Fristen nicht.

Sobald die Behinderung weggefallen ist, hat der Auftragnehmer die Ausfuh-

rung der Leistung unverzuglich wieder fortzusetzen.

13.3. Ersatzvornahme

13.3.1.

13.3.2.

Die Auftraggeberin ist bei Nichteinhaltung der vertraglich vereinbarten Aus-
fuhrungsfristen berechtigt, nach erfolglosem Ablauf einer angemessenen
und schriftlich gesetzten Nachfrist die Leistung auf Kosten des Auftragneh-

mers durch eine andere Firma ihrer Wahl ausfiihren zu lassen.

Das bestehende Vertragsverhaltnis sowie die Vereinbarung von Vertrags-

strafen gemal Pkt. 20. bleiben davon unberuhrt.
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14.Anderung der Leistung

14.1.

14.2.

Geanderte und zusatzliche Leistungen

14.1.1. Die Auftraggeberin ist berechtigt, Art und Umfang der vereinbarten Leistun-
gen oder die Umstande der Leistungserbringung zu andern oder zusatzli-
che Leistungen zu verlangen, die vom beauftragten Leistungsumfang nicht

miterfasst sind, aber zur Ausfihrung der Leistung notwendig sind.

14.1.2. Sofern Leistungen zur Ausfuhrung kommen sollen, die im beauftragten
Leistungsumfang nicht enthalten waren, hat der Auftragnehmer der Auf-
traggeberin rechtzeitig vor Beginn der zusatzlichen Leistungen ein Zusatz-
angebot zu legen. Das Zusatzangebot ist nachweislich auf den Preisgrund-
lagen und der Preisbasis des Leistungsvertrages zu erstellen.

Der Auftragnehmer hat in jedem Fall das Einvernehmen mit der Auftragge-
berin vor Beginn der Ausfihrung der zusatzlichen Leistungen herzustellen.
Konnte die Zustimmung der Auftraggeberin wegen Vorliegens von Gefahr

im Verzug nicht rechtzeitig eingeholt werden, ist das Einvernehmen mit der

Auftraggeberin unverzuglich im Nachhinein herzustellen.

14.1.3. Ergibt sich infolge einer Anderung der Kalkulationsgrundlagen oder einer
Abweichung von den vorgesehenen Mengen eine Minderung der Einheits-
oder Pauschalpreise, hat der Auftragnehmer diese an die Auftraggeberin

weiterzugeben.

14.1.4. Geanderte oder zusatzliche Leistungen stellen im Allgemeinen keinen

Grund fiir eine Anderung der Ausfiihrungsfristen dar.
Minderung oder Entfall von Leistungen

14.2.1. Sollte sich bei Durchfiihrung des Auftrages ergeben, dass Positionen des
Leistungsverzeichnisses zur Ganze oder teilweise nicht auszuflihren sind,
erwachst dem Auftragnehmer dadurch kein Anspruch auf Zusatzvergutun-

gen oder Preiserhohungen.
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14.2.2. Die Abrechnung und Vergutung erfolgt ausschlieRlich nach tatsachlich er-

brachten Leistungen.

Ohne Auftrag oder vertragswidrig erbrachte Leistungen

Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmachtiger Abwei-
chung vom Vertrag ausfuhrt, werden nur dann vergutet, wenn die Auftraggeberin
solche Leistungen nachtraglich ausdrucklich anerkennt. Ist dies nicht der Fall, sind
diese Leistungen vom Auftragnehmer innerhalb einer angemessenen Frist zu be-
seitigen; anderenfalls Iasst dies die Auftraggeberin auf Kosten des Auftragnehmers
durchfihren.

Der Auftragnehmer hat der Auftraggeberin den allenfalls entstandenen Schaden zu

ersetzen.

15.Gefahr und Haftung

15.1.

15.2.

Ubergang der Gefahr

Bis zur Ubernahme der gesamten Leistung durch die Auftraggeberin tragt der Auf-
tragnehmer in jedem Fall die Gefahr fir seine Leistungen. Darunter fallen insbe-
sondere Zerstérung (Untergang), Beschadigung oder Diebstahl. Dies gilt auch flr
beigestellte Materialien oder sonstige Gegenstande, die der Auftragnehmer von der
Auftraggeberin oder von anderen Auftragnehmern tbernommen hat und fur die Ge-

fahr des Transportes bei beweglichen Sachen.
Haftung des Auftragnehmers

15.2.1. Der Auftragnehmer haftet fir alle wie immer gearteten Schaden und sonsti-
ge Nachteile, die der Auftraggeberin bei Durchfihrung des Auftrages ent-

stehen.

15.2.2. Die Auftraggeberin Gbernimmt keine Haftung fur Sach- oder Personenscha-

den, die im Zuge der Durchflhrung des Auftrages dritten Personen entste-
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hen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Auftraggeberin aus solchen An-

spruchen schad- und klaglos zu halten.

15.3. Haftung bei Beschadigungen

Werden zur Erbringung einer Leistung mehrere Unternehmer beschaftigt, haftet der
Auftragnehmer fur am Erfullungsort vorkommende Beschadigungen an bereits er-
brachten Leistungen der anderen Unternehmer und an der bestehenden Substanz
anteilsmafig nach den ursprunglichen Auftragssummen fur die Gesamtleistung, so-

fern der Urheber des Schadens nicht festgestellt werden kann.

16.Ubernahme der Leistung

16.1.

16.2.

Aufforderung zur Ubernahme
Der Auftragnehmer hat die Auftraggeberin nach vertragsgemaler Leistungserbrin-

gung grundséatzlich zur Ubernahme der Leistung aufzufordern.

Férmliche bzw. formlose Ubernahme

Mit der Ubernahme der Leistung durch die Auftraggeberin gilt die Leistung als er-
bracht.

Die Ubernahme der Leistung kann unter Einhaltung einer bestimmten Form als
formliche oder ohne besondere Férmlichkeiten als formlose Ubernahme erfolgen.
Eine férmliche Ubernahme gilt als vereinbart, wenn im Leistungsvertrag bzw. von
der Auftraggeberin nichts anderes festgelegt wird.

Eine férmliche Ubernahme erfolgt bei einem gemeinsamen Termin. Das Ergebnis
wird schriftlich festgehalten und ist von Auftragnehmer und Auftraggeberin rechts-
gultig zu unterfertigen.

Ist keine formliche Ubernahme im Vertrag vorgesehen und eine solche nach Art und
Umfang der Leistung auch nicht tblich, gilt die Ubernahme als erfolgt, wenn die
Auftraggeberin die Leistung vorbehaltslos in ihre Verfigungsmacht tibernommen
hat.
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Ubernahme von Teilleistungen

Vereinbarte Teilleistungen gemaf Pkt. 12.2. konnen im Einvernehmen mit der Auf-

traggeberin auf Verlangen des Auftragnehmers gesondert Gbernommen werden.

Mingel bei der UbernahmeWesentliche MingelWerden bei der Ubernahme we-

16.4.2.

16.4.3.

sentliche Mangel festgestellt, kann die Ubernahme bis zu deren Behebung
bzw. Beseitigung verweigert werden. In diesem Fall treten die Folgen des
Verzuges gemaR Pkt. 21. ein.Ubernimmt die Auftraggeberin die Leistung
trotz wesentlicher Mangel, kommen die Bestimmungen Uber die Gewahr-
leistung gemaf Pkt. 23. zur Anwendung. Die Behebung der Mangel hat sei-
tens des Auftragnehmers innerhalb der gesetzten Nachfrist zu erfolgen und

ist der Auftraggeberin schriftlich mitzuteilen.

Unwesentliche Mangel
Bei Feststellung von unwesentlichen Mangeln erfolgt eine Ubernahme der
Leistungen durch die Auftraggeberin. Die Bestimmungen Uber die Gewahr-

leistung gemaf Pkt. 23. kommen zur Anwendung.

Die Behebung der Mangel hat seitens des Auftragnehmers innerhalb der
gesetzten Nachfrist zu erfolgen und ist der Auftraggeberin schriftlich mitzu-

teilen.

Zusatzliche Sicherstellung bei Mangein

Wird die Leistung mit behebbaren Mangeln Gbernommen, hat die Auftrag-
geberin das Recht, zusatzlich zum Haftungsricklass gemaR Pkt. 17.3 das
Entgelt bis zur Héhe des Dreifachen der voraussichtlichen Kosten einer Er-
satzvornahme bis zur vollstandigen Mangelbehebung einzubehalten (siehe
auch 19.1.1).
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16.5. Ubernahme in Abwesenheit des Auftragnehmers

Die Auftraggeberin kann die Ubernahme in Abwesenheit des Auftragnehmers
durchfiihren, wenn dieser zum vereinbarten Ubernahmetermin nicht erscheint. In
diesem Fall wird das Ergebnis der Ubernahme dem Auftragnehmer schriftlich mitge-
teilt.

17.Sicherstellungen

17.1.

17.2.

Vadium

Ist in den Ausschreibungsunterlagen ein Vadium vorgesehen, betragt es 5 % des
Angebotspreises. Der Nachweis uber den Erlag eines Vadiums ist dem Angebot
beizulegen. Das Fehlen eines solchen Nachweises stellt einen unbehebbaren Man-
gel dar.

Das Vadium wird spatestens 14 Tage nach Erteilung des Zuschlages oder nach
Widerruf der Ausschreibung von der Auftraggeberin zurlickgestellt, sofern es nicht
wegen Rucktrittes des Bieters verfallen ist.

Wird innerhalb der Zuschlagsfrist kein Zuschlag erteilt, ist das Vadium spatestens
14 Tage nach Ablauf der Zuschlagsfrist zurtickzustellen.

Das Vadium ist unverzuglich zurtickzustellen, wenn ein Angebot flir einen Zuschlag

nicht in Betracht kommt.

Deckungsriicklass

Der Deckungsriicklass ist die Sicherstellung gegen Uberzahlung bei Teilrechnun-
gen.

Der Deckungsrucklass betragt 10 % und wird, sofern nicht andere Sicherstellungs-
mittel von der Auftraggeberin genehmigt werden, von der jeweilig falligen Rechnung
abgesetzt. Der Deckungsricklass wird mit der Schlussrechnung zur Rickzahlung

fallig, wenn er nicht auf einen Haftungsriicklass angerechnet wird.
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Haftungsrucklass

Der Haftungsrucklass ist die Sicherstellung fur den Fall, dass der Auftragnehmer
die ihm aus der Gewahrleistung obliegenden Pflichten nicht erfulit.

Soweit im Leistungsvertrag nichts Anderes bestimmt wird, ist ein Haftungsricklass
in der Hohe von 5 % des zu zahlenden Gesamtpreises zu leisten.

Der Haftungsrucklass wird von der falligen Teilschluss- oder Schlussrechnung ein-
behalten, wenn nicht andere Mittel der Sicherstellung durch die Auftraggeberin ak-
zeptiert werden.

Der Haftungsrucklass ist, soweit er nicht bestimmungsgemaf in Anspruch genom-
men wird, 30 Tage nach Ablauf der Gewahrleistungsfrist Uber Aufforderung des

Auftragnehmers zur Rickzahlung fallig.

Erfullungsgarantie

Die Erfullungsgarantie ist die Sicherstellung zur Absicherung der vollstandigen und
auftragsgemafen Leistungserbringung durch den Auftragnehmer. Im Zuge der An-
gebotsprufung ist die Auftraggeberin berechtigt, eine Erfullungsgarantie in Form ei-
ner Bankgarantie, in Hohe bis zu 20 % der Brutto - Auftragssumme, zur Sicherstel-
lung aller Forderungen und Anspriche der Auftraggeberin gegentber dem Auftrag-
nehmer zu verlangen. Wird die Erflllungsgarantie nicht vorgelegt, liegt der Aus-
scheidungsgrund der mangelnden wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit vor.

Die Laufzeit dieser Bankgarantie erstreckt sich bis zur vertragsgemafRen Gesamt-
leistungserbringung und ist auf Verlangen der Auftraggeberin bei Abweichungen
der Ausfuhrungsfristen entsprechend zu verlangern.

Im Insolvenzfall kann die Erfullungsgarantie sofort fallig gestellt werden — siehe
auch 22.1.1 (2).

Kaution

Die Kaution ist die Sicherstellung fir den Fall, dass der Auftragnehmer bestimmte
im Leistungsvertrag festgelegte besondere Pflichten verletzt. Die Auftraggeberin ist
berechtigt, eine Kaution in Hohe von § % der Auftragssumme inkl. USt. zu verlan-
gen. Wird eine Kaution verlangt, sind im Leistungsvertrag auch die Termine flr Er-
lag und Ruckstellung derselben zu bestimmen. Fur den Erlag wird im Allgemeinen
eine Frist von 14 Tagen nach der Zuschlagserteilung, fur die Ruckstellung eine sol-
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che von 14 Tagen nach Erflllung der durch die Kaution zu sichernden Verpflichtun-
gen vorgesehen. Halt der Auftragnehmer diese Frist fur den Erlag nicht ein, gilt Pkt.
21.2.1. Auch wird im Leistungsvertrag genau festgelegt, in welchen Fallen und in
welchem Ausmal eine Schadloshaltung durch Zurtickbehaltung der Kaution erfol-
gen darf. Entsprechend einer allfalligen Verminderung der Verpflichtungen der Auf-
tragnehmerin kann die Kaution nach und nach von der Auftraggeberin herabgesetzt

werden.

17.6. Sicherstellungsmittel
Grundsatzlich ist die Bankgarantie als Sicherstellungsmittel festgelegt; sie kann
nach Wahl des zur Sicherstellung Verpflichteten durch eine entsprechende Riick-
lassversicherung oder durch Bargeld oder durch Bareinlagen in entsprechender
Hohe ersetzt werden. Sicherstellungsmittel werden von der Auftraggeberin nur ver-

wabhrt, nicht jedoch verwaltet und verzinst.

18.Abrechnung und Rechnungslegung

18.1. Abrechnung

18.1.1. Die Abrechnung und die Mengenermittlung hat genau entsprechend den
Bedingungen des Auftrages zu erfolgen und samtliche Unterlagen, Nach-
weise und Beilagen zu enthalten, die der Auftraggeberin eine in jeder Hin-

sicht zumutbare Uberpriifung erméglichen.

18.1.2. Fur Leistungen, deren genaues Ausmal} nach Weiterflhrung der Arbeiten
nicht mehr oder nur schwer feststellbar ist, hat der Auftragnehmer rechtzei-
tig die gemeinsame Feststellung schriftlich zu verlangen. Hat er dies ver-
saumt, ist er verpflichtet, auf seine Kosten jene MalRnahmen zu treffen, die

eine nachtragliche Feststellung der AusmalRe ermdglichen.

18.1.3. Aufmalie, die aus triftigen Griinden nur vom Auftragnehmer oder der Auf-

traggeberin festgestellt werden konnten, sind dem jeweils anderen Ver-
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tragspartner ehestens schriftlich mitzuteilen. Sie gelten als von diesem an-
erkannt, wenn er nicht innerhalb von 4 Wochen ab Erhalt der Mitteilung

schriftlich dagegen Einspruch erhoben hat.

18.2. Allgemeines zur Rechnung

18.3.

18.4.

Sofern nichts anderes vereinbart ist, dirfen Rechnungen nur flr nachweislich am

Erfullungsort erbrachte Leistungen gelegt werden. Die Rechnung ist in EURO zu

erstellen.

Mindestumfang der Rechnung

(1)

(2)

(7)
(8)
)

Anschrift der Auftraggeberin / der Vergabestelle und des Auftragnehmers sowie
Angabe der UID-Nummer;

Genaue Bezeichnung des Auftrages, auf den sich die Rechnung bezieht mit
Angabe der Auftrags- bzw. Bestellscheinnummer und deren Datum;
Fortlaufende Nummerierung der Rechnungen;

Ubersichtliche Aufstellung der erbrachten Leistungen mit kurzer Positionsbe-
zeichnung, der Nummerierung und Reihenfolge des Leistungsverzeichnisses;
Alle fur die Rechnungsprufung erforderlichen Unterlagen, Nachweise und Bei-
lagen, Mengenberechnungen, Plane, Lieferscheine, Stundennachweise, Leis-
tungsberichte, Aufmale udgl.) in einer Ubersichtlichen Zusammenstellung;
Vorlage der Rechnungen in zweifacher Ausfertigung, soweit nichts anderes
vereinbart ist;

Der Umsatzsteuerbetrag ist gesondert auszuweisen;

Die Betrage aller bereits erhaltenen Zahlungen sind in Abzug zu bringen;
Weiters sind alle Sicherstellungen (wie zB.: Deckungs-, Haftungsrucklass etc.),
Nachlasse / Rabatte, Skonti und sonstige Zahlungsvereinbarungen in Abzug zu

bringen.

Teilrechnungen

Samtliche Teilrechnungen sind auf die jeweils vorigen Teilrechnungen aufbauend

und insgesamt kumulierend zu erstellen.
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Fir Teilrechnungen gelten samtliche Mengenansatze nur als vorlaufig erstellt und
werden erst im Zuge der (Teil-) Schlussrechnungsprufung endgultig festgestellt und
anerkannt.

Abschlagszahlungen gelten nicht als Ubernahme von Teilleistungen (siehe 16.3).

Teilrechnungen durfen nicht kirzer als in Monatsintervallen gelegt werden.

Schluss- oder Teilschlussrechnungen

Schluss- oder Teilschlussrechnungen durfen erst nach vollstandiger, auftragsge-
maRer Leistungserbringung und Ubernahme gemaR Pkt. 16. gelegt werden; sie
sind jedoch spatestens 3 Monate nach der Ubernahme vorzulegen.

Werden Rechnungen vor der Ubernahme eingebracht, beginnt die Priffrist mit der
Ubernahme.

Selbstandige Teilleistungen, fur die eine TeilUbernahme stattfindet, kbnnen ohne
Rucksicht auf die Ubrigen Leistungen endgultig festgestellt und abgerechnet wer-
den.

Fur solche Teilschlussrechnungen gelten die gleichen Fristen und Bedingungen wie
fur die Schlussrechnung und Schlusszahlung.

In der Schlussrechnung ist die Gesamtleistung abzurechnen; allfallige Vertragsstra-

fen gemal Pkt. 20. sind in Abzug zu bringen.

Regierechnungen
Fir alle Regierechnungen gelten die gleichen Bedingungen wie fur Schluss- oder

Teilschlussrechnungen.

Mangelhafte Rechnungslegung

Ist eine Rechnung so mangelhaft und / oder unvollstandig, dass sie die Auftragge-
berin mit einem zumutbaren Aufwand weder prufen noch berichtigen kann, wird sie
dem Auftragnehmer zur Verbesserung zuruckgestellt und ist binnen 30 Tagen in
korrigierter und erganzter Form neu vorzulegen. Bis zur neuerlichen Vorlage gilt die

Rechnung als nicht eingebracht.

Abrechnung durch die Auftraggeberin
Unterlasst es der Auftragnehmer innerhalb der vorgegebenen Fristen eine mangel-

freie Rechnung geman Pkt. 18.7 vorzulegen und halt er eine ihm einmalig schriftlich
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gesetzte Nachfrist nicht ein, ist die Auftraggeberin berechtigt, selbst die Abrechnung
mit endgultiger Wirksamkeit aufzustellen oder aufstellen zu lassen. Der angemes-

sene Aufwand dafur wird von den gelegten Rechnungen in Abzug gebracht.

19.Rechnungspriufung und Zahlung

19.1. Allgemeines

19.1.1. Falligkeit der Rechnung
Die Rechnung ist nach Ablauf der Prif- und Zahlungsfrist, sofern im Leis-
tungsvertrag nichts anderes vereinbart ist, zur Zahlung fallig. Der Fristenlauf
fur die Falligkeit beginnt mit dem Eingang der vollstandigen und mangelfrei-
en Rechnung in der im Auftragsschreiben / Bestellschein bezeichneten

Rechnungsadresse der Auftraggeberin.

Mangelhafte Rechnungen gemal Pkt. 18.7 werden zuruckgestellt und gel-

ten als nicht eingelangt.

Langen Rechnungen durch eine mangelhafte bzw. unvollstandige Rech-
nungsadressierung bzw. -bezeichnung falsch ein, beginnt der Fristenlauf
erst nach Weiterleitung an die richtige, im Auftragsschreiben / Bestellschein

bezeichnete Rechnungsadresse der Auftraggeberin.

Solange der Auftragnehmer seiner Verpflichtung zur Behebung von Man-
geln des Leistungsgegenstandes bzw. von Schaden, die er bei der Leis-
tungserbringung verursacht hat, nicht nachgekommen ist, steht der Auf-

traggeberin ein Zurtckbehaltungsrecht zu.

Die Rechnung des Auftragnehmers wird daher bis zur Erflllung seiner Ver-
pflichtungen nur unter Abzug des zuriickbehaltenen Betrages fallig (siehe
auch 16.4.3).
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19.1.2. Rechnungsabzige
Bei samtlichen Rechnungen werden die bereits bezahlten Betrage sowie
samtliche aus dem Vertragsverhaltnis und dem Gewahrleistungs- bzw.
Schadenersatzrecht resultierenden Anspriiche der Auftraggeberin in Abzug
gebracht.
Bei der Schluss- oder Teilschlussrechnung werden daruber hinaus die ver-

einbarten Skontoabzuge geltend gemacht.

19.1.3. Aufrechnung / Kompensation
Der Auftragnehmer erklart sich ausdrticklich damit einverstanden, dass die
Auftraggeberin auch aulierhalb dieses Vertrages gegen ihn bestehende
Forderungen aufrechnen kann.
Eine Aufrechnung der dem Auftragnehmer aus diesem Vertrag zustehen-
den Forderungen mit Gegenforderungen der Auftraggeberin ist ausge-

schlossen.

19.1.4. Wahrung
Zahlungen erfolgen ausschlieB3lich in EURO.

19.1.5. Wirkung von Zahlungen
Zahlungen an den Auftragnehmer haben fir die Auftraggeberin auch hin-
sichtlich dessen (Zu-) Lieferanten schuldbefreiende und eigentumsbegrun-
dende Wirkung. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Auftraggeberin auf
allfallige Eigentumsvorbehalte von (Zu-) Lieferanten ausdrucklich hinzuwei-

sen.
19.2. Teilrechnungen

19.2.1. Pruffrist
Sofern im Leistungsvertrag nichts anderes bestimmt ist, erfolgt eine Prifung
innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der vollstandigen und mangelfreien
Teilrechnung in der im Auftrag bezeichneten Posteinlaufstelle der Auftrag-

geberin.
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Zahlungsfrist
Sofern im Leistungsvertrag nichts anderes vereinbart ist, erfolgt die Bezah-
lung innerhalb von 30 Tagen nach Abschluss der Rechnungsprufung durch

die Auftraggeberin.

19.3. Schluss- oder Teilschlussrechnungen

19.3.1.

19.3.2.

19.3.3.

Pruffristen

Sofern im Leistungsvertrag nichts anderes vereinbart ist, erfolgt die Rech-
nungsprufung nach Eingang der vollstandigen und mangelfreien Schluss-
oder Teilschlussrechnung in der im Auftrag bezeichneten Posteinlaufstelle

der Auftraggeberin bei einem Rechnungsbetrag ohne Umsatzsteuer

bis 40.000,-- EURO binnen 30 Tagen bzw.
uber 40.000,-- EURO binnen 90 Tagen.

Sollte sich im Zuge der Schluss- oder Teilschlussrechnung herausstellen,
dass einzelne Unterlagen fehlen oder mangelhaft sind, verlangern sich die
Pruffristen bis zum vollstandigen und pruffahigen Vorliegen dieser fehlen-

den bzw. mangelhaften Unterlagen (siehe auch 18.7).

Zahlungsfrist

Sofern im Leistungsvertrag nichts anderes vereinbart ist, erfolgt die Bezah-
lung durch die Auftraggeberin nach Ablauf der Priffrist und vorbehaltloser
Anerkennung der gepriften Schluss- oder Teilschlussrechnungssumme
durch den Auftragnehmer binnen weiteren 30 Tagen netto; bei Bezahlung
innerhalb von 14 Tagen wird ein Skonto in Hohe von 3 % in Abzug ge-
bracht.

Geltendmachung von Uberzahlungen
Sind seitens der Auftraggeberin Uberzahlungen der Schluss- oder Teil-
schlussrechnung erfolgt, ist die Ruckforderung des Uberzahlten Betrages

innerhalb von 3 Jahren ab dem Zeitpunkt der Uberzahlung zuléssig.
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Die Uberzahlung der Schluss- oder Teilschlussrechnung ist von ihrem Ein-

tritt an mit einem Zinssatz von 5 % zu verzinsen.

Zahlungsannahme, Vorbehalt von Nachforderungen

Die Annahme der Schlusszahlung auf Grund einer Schluss- oder Teil-
schlussrechnung schliefl3t nachtragliche Forderungen fir die vertragsgemalf}
erbrachten Leistungen aus, wenn nicht ein Vorbehalt in der Rechnung ent-
halten ist oder binnen 3 Monaten nach Erhalt der Zahlung schriftlich erho-

ben wird. Der Vorbehalt ist schriftlich zu begrinden.

Weicht die Schlusszahlung vom Rechnungsbetrag ab, beginnt die Frist von
3 Monaten frihestens mit schriftlicher Bekanntgabe der nachvollziehbaren

Herleitung des Differenzbetrages.
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Leistungsstorungen und Schadenersatzrecht

20.Vertragsstrafe (Ponale)

20.1.

20.2.

20.3.

Definition

Die Vertragsstrafe ist die flr den Fall der Nichterflllung oder Schlechterfullung ver-
tragsgemaler Verbindlichkeiten des Auftragnehmers vereinbarte Geldleistung. Ge-
wahrleistungs- und Schadenersatzanspriche der Auftraggeberin werden dadurch
nicht berdhrt.

Nichteinhaltung der Ausfiihrungsfristen
Halt der Auftragnehmer die vertraglich vereinbarten Ausfuhrungsfristen fur die
Erbringung der Leistungen unter Anrechnung allfalliger Behinderungszeiten gemaf

Pkt. 13.2 nicht ein, hat er der Auftraggeberin eine Vertragsstrafe zu leisten.

Wenn im Leistungsvertrag nichts anderes bestimmt ist, betragt die Vertragsstrafe
0,5 % der Auftragssumme inkl. Umsatzsteuer fur jede angefangene Woche der
Fristiberschreitung (Hochstbetrag der Vertragsstrafe 10 % der Auftragssumme inkl.
Umsatzsteuer; Mindestbetrag der Vertragsstrafe 1.000 EURO).

Die Auftraggeberin ist berechtigt, diesen Betrag von falligen Zahlungen einzubehal-

ten.

Die Auftraggeberin kann daruber hinaus mit dem Auftragnehmer im Leistungsver-
trag fur bestimmte und gesondert zu definierende Vertragsverletzungen eine Ver-

tragsstrafe in einer bestimmten Hohe festsetzen.
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21.Verzug

21.1.

21.2.

Definition
Verzug liegt vor, wenn eine Leistung nicht zur gehdrigen Zeit, am gehdrigen Ort o-
der auf die bedungene Weise erbracht wird (§ 918 ABGB).

Folgen

21.2.1. Gerat der Auftragnehmer in Verzug, kann die Auftraggeberin entweder auf
vertragsgemale Erfullung des Vertrages bestehen oder unter schriftlicher
Festsetzung einer einmaligen, angemessenen Nachfrist den Ricktritt vom
Vertrag fUr den Fall erklaren, dass die vertragsgemale Leistung nicht in-

nerhalb der Nachfrist erbracht wird.

21.2.2. Ist die Ausfuhrung einer Leistung zu einem bestimmten Zeitpunkt oder bin-
nen einer bestimmten Frist "bei sonstigem RuUcktritt" ausdricklich bedungen
(Fixgeschaft), ist die Auftraggeberin nicht verpflichtet, die Leistung nach
dem vereinbarten Zeitpunkt anzunehmen.

Der Auftragnehmer ist hingegen zur nachtraglichen Leistung dann verpflich-
tet, wenn diese von der Auftraggeberin ausdricklich verlangt wird. Wird die-
ses Verlangen nicht binnen zwei Wochen nach Fristablauf gestellt, ist der

Auftragnehmer von der Leistung befreit.

21.2.3. Hat der Auftragnehmer den Verzug verschuldet, hat er der Auftraggeberin

Schadenersatz gemal} Pkt. 24. zu leisten.
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22.Rucktritt vom Vertrag

22.1. Rucktritt durch die Auftraggeberin

22.1.1. Die Auftraggeberin kann bis zur Vollendung der Leistung in folgenden Fal-

len jederzeit schriftlich den Ricktritt vom Vertrag erklaren:

(1)

(2)

3)

(4)

()

(6)

bei Vorliegen von Verzug gemal Pkt. 21. unter Setzung einer einmali-
gen angemessenen Frist zur Nachholung;

wenn Uber den Auftragnehmer ein Insolvenzverfahren anhangig ist;
wenn Umstande vorliegen, die die ordnungsgemafe Erfullung des Auf-
trages offensichtlich unmdglich machen, soweit der Auftragnehmer die-
se zu vertreten hat;

wenn der Auftragnehmer oder einer seiner Vertreter Personen, die auf
Seiten der Auftraggeberin mit dem Abschluss oder der Durchfihrung
des Vertrages befasst sind, bzw. deren Angehoérigen mittelbar oder un-
mittelbar irgendwelche Vorteile anbietet, verspricht oder gewahrt;

wenn der Auftragnehmer Handlungen gesetzt hat, um der Auftraggebe-
rin in betrigerischer Absicht Schaden zuzuflgen, insbesondere wenn er
mit anderen Unternehmen fur die Auftraggeberin nachteilige, gegen die
guten Sitten oder gegen den Grundsatz des Wettbewerbs verstoRende
Abreden getroffen hat;

wenn der Auftragnehmer wesentliche Bestimmungen des Leistungsver-
trages bzw. sonstige gesetzliche Bestimmungen verletzt,

wenn der Auftragnehmer oder eine Person, deren er sich bei der Teil-
nahme am Vergabeverfahren bedient hat, eine gerichtlich strafbare
Handlung begangen, die geeignet war, die Entscheidung Uber die Zu-

schlagserteilung zu beeinflussen.

22.1.2. Im Falle des Rucktrittes der Auftraggeberin hat der Auftragnehmer nur An-

spruch auf die Vergutung der bereits erbrachten Leistungen.

Sind die Umstande, die zum Rucktritt vom Vertrag gefuhrt haben, auf hohe-

re Gewalt oder sonstige unabwendbare Ereignisse zurtckzufuhren, steht
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dem Auftragnehmer Uberdies der Ersatz jener Auslagen zu, die ihm bereits
erwachsen sind und in den Vertragspreisen des nicht ausgefuhrten Teiles
der Leistung enthalten waren.

In allen anderen Fallen hat der Auftragnehmer der Auftraggeberin den aus
der Nichterfiillung des Vertrages entstandenen Schaden zu ersetzen; in den
Fallen des 22.1.1. (3) bis (6) ist volle Genugtuung im Sinne der Bestimmun-
gen des ABGB zu leisten.

Far Teilleistungen, die mit dem Rucktritt vom Vertrag fur die Auftraggeberin
jeden Wert verlieren, steht dem Auftragnehmer in keinem Fall ein Entgelt

ZU.

22.2. Rucktritt durch den Auftragnehmer
Der Auftragnehmer kann den Rucktritt vom Vertrag schriftlich erklaren, wenn die
Auftraggeberin eine fallige Zahlung ohne Angabe triftiger Griinde trotz einer ange-
messenen Nachfrist nicht leistet. Die bereits erbrachten Leistungen sind nach den
Vertragspreisen abzurechnen. Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Ersatz des ihm
entstandenen, unmittelbaren und nachweisbaren Schadens; der Auftragnehmer hat

jedoch keinen Anspruch auf entgangenen Gewinn.

23.Gewahrleistung und Garantie

23.1. Gewabhrleistung

23.1.1. Definition
Der Auftragnehmer tGbernimmt die Gewahr, dass seine Leistung die im Ver-
trag ausdrucklich bedungenen oder gewohnlich dabei vorausgesetzten Ei-
genschaften hat sowie den anerkannten Regeln der Wissenschaft, der
Technik und des Handwerks entspricht. Diese Gewahrleistung flr Sach-
und Rechtsmangel umfasst sowohl die erbrachte Leistung und Lieferung als
Ganzes als auch das verarbeitete Material (§ 922 ABGB).
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Die Gewahrleistung des Auftragnehmers wird durch das Bestehen eines
Kontrollrechtes seitens der Auftraggeberin gemaf Pkt. 12.4 nicht einge-
schrankt.

Bei Leistungen nach Muster gelten die Eigenschaften des Musters als zu-
gesichert, soweit nicht Abweichungen nach der Verkehrssitte als bedeu-
tungslos anzusehen sind. Dies gilt auch fur Muster, die vom Auftragnehmer
erst nach Vertragsabschluss beigebracht und von der Auftraggeberin frei-

gegeben werden.

Gewahrleistungsfrist
Falls im Leistungsvertrag keine andere Gewahrleistungsfrist festgelegt ist,

betragt sie fur unbewegliche und bewegliche Sachen drei Jahre.

Die Gewahrleistungsfrist beginnt mit dem Tag der ordnungsgemafen Uber-
nahme oder Teilibernahme zu laufen, bei Rechtsmangeln aber erst mit
dem Tag, an dem der Mangel der Auftraggeberin bekannt wurde.

Mit Ablauf der Gewahrleistungsfrist gelten die Vertragspflichten des Auf-
tragnehmers als ordnungsgemal erfullt. Allfallige Schadenersatzanspriche
gemal Pkt. 24. werden dadurch nicht berthrt.

Geltendmachung

Gewahrleistungsmangel werden dem Auftragnehmer nach ihrer Feststel-
lung schriftlich angezeigt.

Die Anerkennung der Mangelhaftigkeit durch den Auftragnehmer (zB.:
durch Verbesserungszusage etc.) unterbricht die Gewahrleistungsfrist; sie

beginnt ab diesem Zeitpunkt neu zu laufen.

Garantiezusage

Bei innerhalb der Gewahrleistungsfrist angezeigten Mangeln wird vermutet,
dass sie zum Zeitpunkt der ordnungsgemaRen Ubernahme oder Teillber-
nahme vorhanden waren. Der Auftragnehmer hat fur alle innerhalb des

Gewabhrleistungszeitraumes auftretenden Mangel einzustehen.
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23.2. Garantie

23.2.1. Definition
Uber die Gewahrleistung hinausgehende Garantieanspriiche der Auftrag-
geberin kdnnen im Leistungsvertrag inhaltlich determiniert werden; mit dem

Auftragnehmer ist dartiber ein (echter) Garantievertrag abzuschlieRen.

23.2.2. Garantiefrist
Die Garantiefrist wird im Leistungsvertrag mit dem Auftragnehmer verein-
bart.
Garantiemangel werden dem Auftragnehmer von der Auftraggeberin inner-
halb der vereinbarten Garantiefrist jeweils nach ihrem Auftreten schriftlich

angezeigt.

23.3. Schlussfeststellung und Folgen

23.4.

Uber Verlangen der Auftraggeberin hat vor Ablauf der Gewahrleistungs- und Garan-
tiefrist eine Schlussfeststellung tber die Mangelfreiheit der Vertragsleistung ge-
meinsam durch Auftraggeberin und Auftragnehmer stattzufinden. Dabei ist sinnge-
maR die gleiche Vorgangsweise wie bei der Ubernahme gemaR Pkt. 16. einzuhal-

ten.

Werden anlasslich der Schlussfeststellung Mangel festgestellt, deren Behebung
dem Auftragnehmer obliegt, verlangert sich die Gewahrleistungs- und Garantie-
pflicht mindestens bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die ordnungsgemafe Herstel-
lung der Leistung einvernehmlich festgestellt wird. Ebenso kann der Haftungs-

rucklass bis zu diesem Zeitpunkt vertraglich in Anspruch genommen werden.

Rechte aus Gewahrleistung und Garantie

23.4.1. Verbesserung, Austausch der Sache, Preisminderung oder Wandlung
Die Auftraggeberin kann wegen eines Mangels die Verbesserung (Nach-
besserung oder Nachtrag des Fehlenden), den Austausch der Sache, eine

angemessene Minderung des Entgelts (Preisminderung) oder die Aufhe-
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bung des Vertrages (Wandlung) nach § 932 Abs. 2 bis 4 Allgemeines Br-
gerliches Gesetzbuch fordern.

Zunachst kann die Auftraggeberin die Verbesserung oder den Austausch
der Sache verlangen, es sei denn, dass die Verbesserung oder der Aus-
tausch unmaglich ist oder flr den Auftragnehmer, verglichen mit der ande-
ren Abhilfe, mit einem unverhaltnismafig hohen Aufwand verbunden ware.
Ob dies der Fall ist, richtet sich auch nach dem Wert der mangelfreien Sa-
che, der Schwere des Mangels und den mit der anderen Abhilfe fur die Auf-
traggeberin verbundenen Unannehmlichkeiten.

Die Verbesserung oder der Austausch ist in angemessener Frist und mit
moglichst geringen Unannehmlichkeiten fur die Auftraggeberin zu bewirken,
wobei die Art der Sache und der mit ihr verfolgte Zweck zu berucksichtigen
sind.

Sind sowohl die Verbesserung als auch der Austausch unmdglich oder fur
den Auftragnehmer mit einem unverhaltnismafig hohen Aufwand verbun-
den, hat die Auftraggeberin das Recht auf Preisminderung oder, sofern es
sich nicht um einen geringfligigen Mangel handelt, das Recht auf Wand-
lung. Dasselbe gilt, wenn der Auftragnehmer die Verbesserung oder den
Austausch verweigert oder nicht in angemessener Frist vornimmt, wenn
diese Abhilfen fur die Auftraggeberin mit erheblichen Unannehmlichkeiten
verbunden waren oder wenn sie ihm aus triftigen, in der Person des Auf-

tragnehmers liegenden Griinden unzumutbar sind.

Ersatzvornahme

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle Mangel auf seine Kosten zu behe-
ben. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mangelbeseitigung in
einer von der Auftraggeberin gesetzten angemessenen Frist nicht nach,
kann die Auftraggeberin die Mangel auf Kosten des Auftragnehmers ohne
Einholung von Kostenangeboten beheben oder beheben lassen. Die Ge-
wahrleistungs-, Garantie- und Schadenersatzanspruche bleiben davon un-
beruhrt.
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24.Schadenersatz

241.

24 2.

24 3.

Allgemein
Hat der Auftragnehmer der Auftraggeberin in Verletzung seiner vertraglichen Pflich-
ten schuldhaft einen Schaden zugefugt, hat die Auftraggeberin Anspruch auf Scha-

denersatz wie folgt:

24 .1.1. bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit auf Ersatz des positiven Schadens

und des entgangenen Gewinnes (Volle Genugtuung);
24.1.2. bei leichter Fahrlassigkeit auf Ersatz des positiven Schadens.

Beweislast

Grundsatzlich hat der Auftragnehmer gemalf} § 1298 Allgemeines Burgerliches Ge-
setzbuch zu beweisen, dass ihn an der Verletzung einer vertraglichen oder gesetz-
lichen Verbindlichkeit kein Verschulden trifft.

Wertsicherung
Schadenersatzbetrage sind nach dem zum Ende der Angebotsfrist geltenden Index

der Verbraucherpreise wertgesichert.

25.Gerichtsstand

25.1.

25.2.

Streitigkeiten Uber die Leistung berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Erbrin-
gung der ihm obliegenden Leistungen einzustellen. Die Bestimmungen uber den
Rucktritt vom Vertrag (siehe 22.) bleiben davon unberthrt.

Streitigkeiten werden ausnahmslos im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen.
Gerichtsstand ist das jeweils sachlich und ortlich fur die Stadt- Markt- Gemeinde ...
zustandige Gericht.

Es gilt ausschlielich osterreichisches Recht.
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IV. Anlage
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Begriffsbestimmungen

Far die Anwendung dieser Allgemeinen Geschaftsbedingungen gelten die in § 2 Z. 1 bis Z.

49 Bundesvergabegesetz 2006 definierten Begriffsbestimmungen. Dartber hinaus sind

folgende Begriffsbestimmungen maligebend:

1. Auftraggeberin:

ist jeder Rechtstrager, der vertraglich an einen Auftragnehmer
einen Auftrag zur Erbringung von Leistungen gegen Entgelt er-

teilt oder zu erteilen beabsichtigt.

2. Angebotspreis (Auftragssumme):

3. Gesamtpreis:

4. Einreichungsstelle:

5. Leistungen

Summe aus Gesamtpreis und Umsatzsteuer (zivilrechtlicher

Preis).

Summe der Positionspreise (Menge mal Einheitspreis oder
Pauschalpreis) unter Berucksichtigung allfalliger Nachlasse und
Aufschlage. Der Gesamtpreis ist das “Entgelt* im Sinne des
Umsatzsteuergesetzes 1994 und bildet die Bemessungsgrund-

lage fur die Umsatzsteuer.

die in der Ausschreibung (bzw. im Einladungsschreiben) defi-
nierte Stelle, wo die Angebote, Teilnahmeantrage bzw. Wett-

bewerbsarbeiten einzureichen sind.

Bauauftrage und Baukonzessionsvertrage, Lieferauftrage,
Dienstleistungsauftrage und Dienstleistungskonzessionsvertra-
ge sowie Wettbewerbe, die Vergabe von Bauauftragen an Dritte
durch Baukonzessionare, die nicht offentliche Auftraggeber

sind, und die Vergabe von bestimmten Bau- und Dienstleis-
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6. Regieleistungen:

7. Nebenleistungen:

8. Fixgeschaft:

9. Termingeschift:

Stand: 3.1.2006

tungsauftragen, die nicht von 6ffentlichen Auftraggebern verge-

ben, aber von diesen subventioniert werden.

Leistungen, die nach tatsachlichem Aufwand (zB.: Leistungs-
stunde oder Materialeinheit) abgerechnet werden. Regieleis-
tungen werden eingeteilt in:

% angehangte Regieleistungen: Leistungen, die im Rahmen
eines mit Einheits- oder Pauschalpreisen abgeschlossenen
Bauauftrages anfallen und daher nicht gesondert vergeben
werden;

% selbstandige Regieleistungen: Leistungen, die in einem
selbstandigen und zeitlich befristeten Vertrag vergeben

werden.

verhaltnismalig geringfugige Leistungen, die der Usance ent-
sprechend auch dann auszufihren sind, wenn sie in den Ver-
tragsunterlagen nicht angeftihrt sind, jedoch nur insoweit, als
sie zur vollstandigen sach- und fachgemalien Ausfihrung der
vertraglichen Leistung unerlasslich sind und nur mit dieser in
unmittelbarem Zusammenhang stehen. Sie sind jedenfalls mit

den vereinbarten Preisen abgegolten.

wenn zur Terminisierung der Leistung (Lieferzeitpunkt am Erful-
lungsort) zwischen Vergabestelle und Unternehmen noch die
Vereinbarung hinzukommt, dass eine verspatete Erflllung einer
Leistung nicht mehr als solche angenommen wird und die Ver-
gabestelle schon jetzt fir den Fall der Verspatung den Rucktritt
erklart.

wenn ein Leistungsvertrag zu einem im Vorhinein bestimmten

Zeitpunkt zu erflllen ist.
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Arten der Sicherstellung

10. Vadium: Sicherstellung fur den Fall, dass der Bieter wahrend der Zu-
schlagsfrist von seinem Angebot zurucktritt oder der Bieter
nach Ablauf der Angebotsfrist behebbare wesentliche Mangel
des Angebotes trotz Aufforderung der Auftraggeberin schuld-
haft nicht behebt.

11. Kaution: Sicherstellung fur den Fall, dass ein Auftragnehmer bestimmte,

im Vertrag festgelegte, besondere Pflichten verletzt.

12. Erfiillungsgarantie: Sicherstellungsmittel zur Absicherung der vollstandigen und

auftragsgemalien Leistungserbringung (Vertragserfullung)
durch den Auftragnehmer, sofern diese nicht durch eine Kauti-
on abgesichert ist (2. Alternative flr Deckungsriicklass nach § 2
Z. 32 lit. c BVergG 2006)

13. Deckungsriicklass: Sicherstellung gegen Uberzahlungen bei Abschlagsrechnungen

oder Zahlung nach Plan, denen nur annahernd ermittelte Leis-

tungen zugrunde liegen.

14. Haftungsricklass: Sicherstellung fur den Fall, dass der Auftragnehmer die ihm aus

der Gewahrleistung oder aus dem Titel des Schadenersatzes

obliegenden Pflichten nicht erfullt.
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15. Mittel der Sicherstellungen:

Grundsatzlich ist die Bankgarantie als Sicherstellungsmittel
festgelegt; sie kann nach Wahl des zur Sicherstellung Verpflich-
teten durch eine entsprechende Rucklassversicherung oder
durch Bargeld oder durch Bareinlagen in entsprechender Hohe

ersetzt werden.

16. Vergabestelle(Vergebende Stelle):

17. Vergabeverfahren:

jede Organisationseinheit (stadtische Dienststelle) bzw. jener
Bevollmachtigter der Auftraggeberin, die bzw. der das Verga-

beverfahren fur die Auftraggeberin durchfuhrt.

Bezeichnung fur alle Vorgange, die zum Abschluss eines Leis-
tungsvertrages zwischen einer Auftraggeberin / einer Vergabe-

stelle und einem Auftragnehmer fuhren sollen.

Fristen und Zuschlagskriterien

18. Angebotsfrist:

19. Zuschlagsfrist:

Frist zwischen frihestmdglicher Abholung der Ausschreibungs-
unterlagen und der spatest moglichen Einreichung der Angebo-
te. Bei Wettbewerben wird sie Einreichungsfrist genannt und es
wird darunter die Frist zwischen friihestmdglicher Abholung der
Wettbewerbsunterlagen und der spatest moglichen Einreichung

der Wettbewerbsarbeiten verstanden.
ist der Zeitraum zwischen dem Ende der Angebotsfrist und je-

nem Zeitpunkt, zu welchem der Zuschlag (Auftrag) spatestens

erteilt werden soll.
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Rechnungen:

20. Teilrechnungen:
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Teilrechnungen sind kumulierend aufgebaute Rechnungen,
welche wahrend der Abwicklung langerdauernder Auftrage tUber
bereits erbrachte Leistungen durch den Auftragnehmer an die
Auftraggeberin gelegt werden kdnnen. Siehe auch 18.2, 18.3
und 18.4

21. Teilschlussrechnungen:

22. Schlussrechnungen:

23. Regierechnungen:

Teilschlussrechnungen sind Rechnungen, welche wahrend der
Abwicklung langerdauernder Auftrage fir selbstandige Teilleis-
tungen, fur die eine Teilibernahme (gemaf Pkt. 16.3) durch die
Auftraggeberin stattgefunden hat, durch den Auftragnehmer an
die Auftraggeberin gelegt werden kénnen. Sie sind wie Schluss-

rechnungen zu behandeln. Siehe auch 18.2, 18.3 und 18.5

Schlussrechnungen sind Rechnungen, welche nach vollstandi-
ger Abwicklung von Auftragen nach der Ubernahme (gemaR
Pkt. 16) durch die Auftragnehmerin durch den Auftragnehmer
an die Auftragnehmerin gelegt werden konnen. Siehe auch
18.2, 18.3 und 18.5

sind Rechnungen, mit denen der Auftragnehmer Regieleistun-
gen nach tatsachlichem Aufwand, zB.: Leistungsstunde oder
Materialeinheit, etc. mit der Auftraggeberin abrechnet. Sie sind

wie Schluss- oder Teilschlussrechnungen zu behandeln.

Mingel bei der Ubernahme; Gewihrleistungsméngel:

24. Wesentliche Mangel:

Wesentliche Mangel sind Mangel, die den vereinbarten

Gebrauch der Leistung verhindern, sowie das Fehlen von zu-
gesicherten Eigenschaften (,Hauptmangel“). Ein wesentlicher
Mangel ist behebbar, wenn er sich mit wirtschaftlich vernunfti-

gen Mitteln beseitigen lasst, sonst ist er unbehebbar.
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25. Unwesentliche Mangel:

alle Mangel, die nicht ,Hauptmangel® sind (,Nebenmangel®). Ein
unwesentlicher Mangel ist behebbar, wenn er sich mit wirt-
schaftlich verninftigen Mitteln beseitigen lasst, sonst ist er un-
behebbar.

26. Unerhebliche Mangel:

Fehler, die kein vernunftiger Mensch als Nachteil empfindet,
bleiben als unerheblich Uberhaupt aul3er Betracht; ihre Gel-

tendmachung verstie3e gegen das Schikaneverbot.

27. Geringfiigiger Mangel:

Mangel, wo der Auftraggeberin das Recht auf Wandlung nicht
zusteht, weil die Auflosung des Vertrages angesichts des gel-
tend gemachten Mangels nach den Umstanden des Einzelfalles
unverhaltnismafig ware. Geringfligige Mangel stellen Sonder-
formen zu den unter Z. 23 und 24 definierten Mangeln dar und

sind im Einzelfall einer Beurteilung zu unterziehen.

-60 -



	Präambel
	Inhaltsverzeichnis:
	Das Angebot
	
	
	Allgemeines zum Angebot:
	Erfordernisse des Angebotes:
	Alternativangebote und Abänderungsangebote:
	Berichtigung einer Ausschreibung und Angebotsänd�
	Übernahme der Angebote
	Vergütung von Angeboten und Verwertung von Ausar�
	Prüfung und Ausscheidung von Angeboten
	Angebotsbindung



	Auftragsabwicklung
	
	
	Zuschlag und Leistungsvertrag
	Subunternehmer:
	Ausführungsunterlagen
	Ausführung der Leistung
	Ausführungsfristen
	Änderung der Leistung
	Gefahr und Haftung
	Übernahme der Leistung
	Sicherstellungen
	Abrechnung und Rechnungslegung
	Rechnungsprüfung und Zahlung



	Leistungsstörungen und Schadenersatzrecht
	
	
	Vertragsstrafe \(Pönale\)
	Verzug
	Rücktritt vom Vertrag
	Gewährleistung und Garantie
	Schadenersatz
	Gerichtsstand



	Anlage
	
	
	Begriffsbestimmungen




